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Nr 94 der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages
6. Session der 16. Gesetzgebungsperiode

Vorlage der Landesregierung

Gesetz vom , mit dem die Salzburger Landtagswahlordnung 1998
geidndert wird

Der Salzburger Landtag hat beschlossen:

Die Salzburger Landtagswahlordnung 1998, LGBI Nr 116, zuletzt gedndert durch das Gesetz LGBI
Nr 24/2018, wird geéndert wie folgt:

1. Das Inhaltsverzeichnis lautet:
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I. Hauptstiick
1. Abschnitt
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Mitgliederzahl, Wahlbezirke

Zahl der Mandate in den Wahlbezirken
Verlautbarung der Mandatszahlen
Ausschreibung der Wahl des Landtages

2. Abschnitt
Wahlbehorden

Allgemeines

Wirkungskreis der Wahlbehorden

Gemeindewahlbehdrden

Besorgung der Geschifte der Sprengelwahlbehorde durch die Gemeindewahlbehorde
Sprengelwahlbehorde

Bezirkswahlbehorden

Landeswahlbehorde

Frist zur Bestellung der Wahlleiter, Angelobung, Wirkungskreis der Wahlleiter
Einbringung der Antriage auf Berufung der Beisitzer und Ersatzbeisitzer

Berufung der Beisitzer und Ersatzbeisitzer, Entsendung von Vertrauenspersonen
Konstituierung der Wahlbehorden, Angelobung der Beisitzer und Ersatzbeisitzer
Giiltige Beschliisse der Wahlbehorden, Beschlussfassung im Umlaufweg und bei Sitzun-
gen

Selbstindige Durchfiihrung von Amtshandlungen durch den Wahlleiter

Anderung in der Zusammensetzung der Wahlbehdrden

Entschiadigung fiir Mitglieder von Wahlbehdrden
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WabhlausschlieBung wegen gerichtlicher Verurteilung
Wihlerevidenz fiir Wahlberechtigte im Ausland

2. Abschnitt
Erfassung der Wahlberechtigten

Waihlerverzeichnisse
Ort der Eintragung
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3. Abschnitt
Berichtigungs- und Beschwerdeverfahren

Auflage des Wihlerverzeichnisses

(entfallen auf Grund von LGBI Nr /2022)

Ausfolgung von Abschriften an die Parteien
Berichtigungsantrige

Verstindigung der zur Streichung beantragten Personen
Entscheidung iiber Berichtigungsantrige

Beschwerden

Abschluss des Wihlerverzeichnisses

Meldungen betreffend die Zahl der Wahlberechtigten

4. Abschnitt
Wahlkarten und Briefwahl

Ort und Ausiibung des Wahlrechtes
Anspruch auf Ausstellung einer Wahlkarte
Ausstellung der Wahlkarte

Vorgang nach Ausstellung der Wahlkarte

II1. Hauptstiick
Wihlbarkeit, Wahlwerbung

Wihlbarkeit

Bezirkswahlvorschlag

Unterscheidende Parteibezeichnung in den Bezirkswahlvorschlagen
Bezirkswahlvorschlag ohne zustellungsbevollméchtigten Vertreter
Uberpriifung der Bezirkswahlvorschlige

Erginzungsvorschlédge

Bezirkswahlvorschlédge mit gleichen Wahlwerbern

Abschluss und Veroffentlichung der Bezirkswahlvorschldge
Zuriickziehen von Bezirkswahlvorschligen

Landeswahlvorschlag
IV. Hauptstiick
Abstimmungsverfahren
1. Abschnitt

Wabhlort und Wabhlzeit
Gemeinden als Wahlort, Verfiigungen der Gemeindewahlbehérden
Wahlsprengel
Wahllokale

Wahllokale auBerhalb des Wahlsprengels, gemeinsame Wahllokale fiir mehrere Sprengel
Wahllokale fiir Wahlkartenwahler
Sicherstellung geeigneter Wahllokale

Wabhlzelle
Verbotszonen
Wabhlzeit
Vorgang bei der Briefwahl
Wahlzeugen
2. Abschnitt
Wahlhandlung

Leitung der Wahl, Ordnungsgewalt des Wabhlleiters
Beginn der Wahlhandlung

Wabhlkuverts

Betreten des Wahllokals

Personliche Ausiibung des Wahlrechtes
Identitétsfeststellung

Stimmabgabe
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Vermerke im (elektronischen) Abstimmungsverzeichnis und im Wéhlerverzeichnis durch
die Wahlbehorde

Vorgang bei Wahlkartenwéhlern

Besondere Bestimmungen fiir das Wahlen mit Wahlkarten gemal3 § 34 Abs 3
Stimmabgabe bei Zweifel liber die Identitit des Wéhlers

3. Abschnitt

Besondere Erleichterungen
fiir die Ausiibung des Wahlrechtes

Ausiibung des Wahlrechtes durch Bewohner von Pflegeeinrichtungen, Kurgéste in Kuran-
stalten und Patienten in Krankenanstalten
Ausiibung der Wahl durch bettldgerige Wahlkartenwéhler

4. Abschnitt
Stimmzettel

Amtlicher Stimmzettel des Wahlbezirks

(entfallen auf Grund von LGBI Nr /2022)

Weitere Bestimmungen fiir den amtlichen Stimmzettel
Giiltige Ausfiillung

Vergabe von Vorzugsstimmen durch die Wahler
Mehrere Stimmzettel in einem Wahlkuvert

Ungiiltige Stimmzettel

5. Abschnitt
Feststellung des ortlichen Wahlergebnisses

Stimmzettelpriifung, Stimmenzéhlung

Ermittlung der Vorzugsstimmen

Niederschrift

Meldung der Stimmenergebnisse (Sofortmeldung), Ubermittlung der Wahlakten an die Ge-
meindewahlbehorde, Niederschrift

Ubermittlung der Wahlakten an die Bezirkswahlbehorde

Besondere Mafinahmen im Fall auBergewdhnlicher Verhiltnisse

V. Hauptstiick
Ermittlungsverfahren
1. Abschnitt
Vorliufiges Wahlergebnis

Ermittlung der Briefwahlstimmen

(entfallen auf Grund von LGBI Nr /2022)

Vorldufige Ermittlung im Wahlbezirk, Bericht an die Landeswahlbehdrde

(entfallen auf Grund von LGBI Nr /2022)

Ermittlung der vorldufigen Wahlergebnisse fiir die Wahlbezirke durch die Landeswahlbe-
horde

2. Abschnitt
Erstes Ermittlungsverfahren
(Bezirkswahlbehéorde)

Endgiiltiges Ergebnis im Wahlbezirk, Zuteilung der Mandate an die Parteien

Zuweisung der Mandate an die Bewerber der Parteilisten nach MaB3gabe der Vorzugsstim-
men, Reihung der Ersatzgewihlten

Niederschrift der Bezirkswahlbehorden

Bericht an die Landeswahlbehorde

Verlautbarung des Wahlergebnisses, Ubermittlung der Wahlakten

3. Abschnitt
Zweites Ermittlungsverfahren
(Landeswahlbehorde)

Voraussetzung fiir die Zuweisung von Mandaten
Ermittlung und Zuteilung der Mandate
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§ 94 Zuweisung an die Bewerber, Niederschrift, Verlautbarung
§ 95 Erkldrungen Doppeltgewéhlter

4. Abschnitt
Weitere Bestimmungen

§ 96 Einspriiche gegen zahlenméfBige Ermittlungen

§ 97 Anfechtungen von Wahlen zum Landtag

§ 98 Berufung, Ablehnung oder Streichung von Ersatzgewihlten

§ 99 Besetzung von Mandaten bei Erschopfung von Wahlvorschlagen
§ 100 Verlust des Abgeordnetenmandates
§ 101 Mitteilung an die Landtagsdirektion
§ 102 (entfallen auf Grund von LGBI Nr ....../2022)

VI. Hauptstiick
Wiederholung des Wahlverfahrens, Verschiebung der Wahl

§ 103 Anwendungsbereich

§ 104 Ausschreibung der Wiederholungswahl

§ 105 Wabhlberechtigte und Wihlerverzeichnis, Wahlsprengel und Wahlbehérden
§ 106 Verschiebung der Wahl (Verfassungsbestimmung)

§ 107 (entfallen auf Grund von LGBI Nr /2022)

§ 108 (entfallen auf Grund von LGBI1 Nr /2022)

§ 109 (entfallen auf Grund von LGBI Nr /2022)

VII. Hauptstiick
Verfahrens- und Schlussbestimmungen

§ 110 Fristen
§ 111 Abgabenfreiheit
§ 111a Verweisungen auf Bundesrecht
§§ 112ff Inkrafttreten novellierter Bestimmungen

Anlage 1 Waihlerverzeichnis
Anlage 2 Wahlkarte

Anlage 3 Abstimmungsverzeichnis
Anlage 4 Amtlicher Stimmzettel
Anlage 5 Unterstiitzungserklarung*

2. Im § 1 wird angefiigt:
,»(3) Die Wahlbezirke werden mit folgenden Wahlbezirksnummern versehen:

Wahlbezirk Wabhlbezirksnummer
Salzburg-Stadt 1

Hallein 2
Salzburg-Umgebung 3

St Johann im Pongau 4

Tamsweg 5

Zell am See 6 “

3. § 2 Abs 1 lautet:

,»(1) In jedem Wahlbezirk gelangen so viele Mandate zur Vergabe, wie es die Berechnung nach Abs 2
bis 4 ergibt.*
4. Im § 5 werden folgende Anderungen vorgenommen:

4.1. Im Abs 2 wird das Wort ,Ersatzmitglied durch das Wort ,Ersatzbeisitzer* ersetzt.

4.2. Nach Abs 2 wird eingefiigt:

,»(2a) Die Stellvertreter der Vorsitzenden und die Ersatzbeisitzer sind zu den Sitzungen der Wahlbe-
horden einzuladen und diirfen daran teilnehmen. Sie kénnen auch in ihrer Eigenschaft als Stellvertreter
oder Ersatzbeisitzer Aufgaben der Wahlbehdrde wahrnehmen, ein Stimmrecht kommt ihnen jedoch nur
dann zu, wenn sie im Fall des Stellvertreters den Vorsitz fiihren oder im Fall der Ersatzbeisitzer Beisitzer
vertreten.“
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5. § 7 werden folgende Anderungen vorgenommen:

5.1. Im Abs 2 wird das Wort ,,neun durch das Wort ,,sieben® ersetzt.
5.2. Abs 4 entfallt.

6. § 9 Abs 4 entfdllt.

7. Im § 11 werden folgende Anderungen vorgenommen:

7.1. Abs 3 lautet:

,»(3) Der Landeshauptmann hat fiir den Fall der Verhinderung des stéindigen Vertreters Stellvertreter
zu bestellen und die Reihenfolge zu bestimmen, in der diese zu seiner Vertretung berufen sind.*
7.2. Abs 5 lautet:

»(5) Die Landeswahlbehdrde fithrt neben dem ihr nach § 6 Abs 1 zukommenden Wirkungskreis die
Oberaufsicht iiber alle anderen Wahlbehdrden. Im Rahmen dieses Aufsichtsrechtes kann die Landeswahl-
behorde insbesondere rechtswidrige Entscheidungen und Verfiigungen der nachgeordneten Wahlbehdrden
aufheben oder abandern. Entscheidungen der Wahlbehdrden im Berichtigungs- und Beschwerdeverfahren
betreffend die Wihlerverzeichnisse konnen von der Landeswahlbehorde nicht abgedndert werden.*

8. Im § 12 Abs 1 wird die Wortfolge ,.spétestens am 7. Tag nach der Festsetzung der Wahlsprengel (§ 46)
durch die Wortfolge ,,spatestens am 35. Tag nach dem Stichtag* ersetzt.

9. Im § 13 werden folgende Anderungen vorgenommen:

9.1. Die Uberschrift lautet:
»Einbringung der Antrige auf Berufung der Beisitzer und Ersatzbeisitzer
§ 13“

9.2. Abs 1 lautet:

,»(1) Spétestens am 10. Tag nach dem Stichtag, beziiglich der Sprengelwahlbehdrden spétestens am
42. Tag nach dem Stichtag, haben die Vertreter der wahlwerbenden Parteien, die Vorschlige fiir die gemaf
§ 14 Abs 1 und 3 zu berufenden Beisitzer und Ersatzbeisitzer der Wahlbehorden zu erstatten haben, ihre
diesbeziiglichen Antrége bei den im Abs 3 genannten Wahlleitern einzubringen.

9.3. In den Abs 2 und 6 wird jeweils das Wort ,Ersatzmitglieder” durch das Wort ,,Ersatzbeisitzer und im
Abs 5 das Wort ,,Vertrauenspersonen® durch das Wort ,,Vertreter ersetzt.
9.4. Nach Abs 6 wird angefiigt:

»(7) Wird ein die Gemeindewahlbehdrde betreffender Antrag geméi3 Abs 1 gar nicht oder unvollstan-
dig oder verspitet eingebracht, hat die Gemeinde der entsprechenden wahlwerbenden Partei mit Bescheid
den Ersatz der dadurch entstandenen Personalkosten vorzuschreiben. Von dieser Vorschreibung ist abzu-
sehen, wenn gemall Abs 4 ein verspéteter Antrag ausnahmsweise beriicksichtigt werden konnte.*

10. Im § 14 werden folgende Anderungen vorgenommen:

10.1. Die Uberschrift lautet:
»Berufung der Beisitzer und Ersatzbeisitzer, Entsendung von Vertrauenspersonen
§ 14«

10.2. Im Abs 1 und 3 wird jeweils das Wort ,,Ersatzmitglieder durch das Wort ,,Ersatzbeisitzer ersetzt.

10.3. Im Abs 4 lautet der vorletzte Satz: ,Jm Ubrigen finden die Bestimmungen der Abs 1, 2 und 6 sowie
der §§ 5 Abs 3, 13, 15 Abs 2, 18 Abs 1, 2, 3 erster Satz, 4 und 5, 19 und 50 Abs 1 letzter Satz sinngemal3
Anwendung.*
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11. Im § 15 werden folgende Anderungen vorgenommen:

11.1. Die Uberschrift lautet:
»Konstituierung der Wahlbehorden, Angelobung der Beisitzer und Ersatzbeisitzer
§ 1566

11.2. Im Abs 2 wird das Wort ,Ersatzmitglieder” durch das Wort ,,Ersatzbeisitzer* ersetzt.

12. § 16 lautet:

,»Giiltige Beschliisse der Wahlbehorden, Beschlussfassung im
Umlaufweg und bei Sitzungen

§16

(1) Die Wahlbehdrden fassen ihre Beschliisse entweder in einer Sitzung oder nach Maf3igabe des Abs
3 im Umlaufweg.

(2) In einer Sitzung sind Wahlbehorden beschlussfiahig, wenn der Vorsitzende oder sein Stellvertreter
und wenigstens die Hilfte der fiir die jeweilige Wahlbehorde berufenen Beisitzer, bei Sprengelwahlbehor-
den wenigstens zwei Beisitzer, anwesend sind. Zur Fassung eines giiltigen Beschlusses ist Stimmenmehr-
heit erforderlich. Der Vorsitzende stimmt nicht mit. Bei Stimmengleichheit gilt jedoch die Anschauung als
zum Beschluss erhoben, der er beitritt. Ersatzbeisitzer werden bei der Beschlussfahigkeit und bei der Ab-
stimmung nur dann berticksichtigt, wenn ihre zugehorigen Beisitzer an der Ausiibung des Amtes verhindert
sind.

(3) Die Beratung und Beschlussfassung der Gemeinde- und der Bezirkswahlbehdrde sowie der Lan-
deswahlbehorde kann ohne das Zusammentreten der Mitglieder im Weg eines Umlaufs durch die Einholung
von Erkldrungen unter Verwendung geeigneter Kommunikationsmittel, insbesondere per E-Mail, erfolgen,
wenn die Wahlbehorde einer solchen Vorgangsweise im Vorhinein zugestimmt hat. In diesem Fall gilt Abs
2 mit den MaBgaben, dass

1. alle an der Abstimmung teilnehmenden Mitglieder als anwesend gelten und die Abstimmung in
der vom Vorsitzenden vorgegebenen Form (zB per E-Mail an eine von der oder dem Vorsitzenden
bestimmte Adresse) bis zu einem vom Vorsitzenden zu bestimmenden Zeitpunkt zu erfolgen hat;

2. die Abstimmung abzubrechen und der Gegenstand auf die Tagesordnung der nichsten Sitzung der
Wabhlbehdrde zu setzen ist, wenn dies bis zu dem gemiBl Z 1 bestimmten Zeitpunkt mindestens
zwei Mitglieder verlangen;

3. Beschlussfassungen im Zusammenhang mit der Ermittlung bzw Feststellung des endgiiltigen
Wabhlergebnisses nicht zuléssig sind und

4. im Protokoll die Namen der an der Abstimmung teilnehmenden Mitglieder entsprechend festzu-
halten sind.*

13. Im § 17 wird der Klammerausdruck ,(Ersatzmitgliedern)* durch den Klammerausdruck ,,(Ersatzbeisit-
zern)“ ersetzt.

14. Im § 18 werden folgende Anderungen vorgenommen:

14.1. In den Abs 1 und 3 wird jeweils das Wort ,,Ersatzmitglied* durch das Wort ,Ersatzbeisitzer und im
Abs 2 das Wort , Ersatzmitgliedern durch das Wort , Ersatzbeisitzern® ersetzt.

14.2. Abs 5 lautet:

,(5) Bei den Anderungen nach den Abs 1 bis 4 sind die Bestimmungen des § 13 Abs 1 bis 3, 5 und 6
sowie der §§ 14 und 15 sinngemill mit der Mallgabe anzuwenden, dass der in diesen Bestimmungen vor-
gesehene Fristenlauf

1. bei Anderungen nach den Abs 1 bis 3 mit dem Tag beginnt, an dem die Anderung eingetreten ist
und

2. bei Anderungen nach Abs 4 mit dem 30. Tag nach dem Wahltag beginnt.*

15. Im § 19 Abs 2 wird angefiigt. ,,Dariiber hinausgehende Leistungen der Gemeinde an Mitglieder der
Gemeinde- und Sprengelwahlbehdrden bleiben unberiihrt.*

16. § 20 Abs 1 lautet:

»(1) Wahlberechtigt sind alle dsterreichischen Staatsbiirger, die spétestens am Tag der Wahl das 16.
Lebensjahr vollendet haben, vom Wahlrecht nicht ausgeschlossen sind und
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1. in einer Gemeinde des Landes Salzburg ihren Hauptwohnsitz haben oder

2. vor der Verlegung ihres Hauptwohnsitzes in das Ausland in einer Gemeinde des Landes Salzburg
ihren Hauptwohnsitz hatten.

Im Fall der Z 2 besteht die Wahlberechtigung fiir die Dauer des Aufenthaltes im Ausland, ldngstens
aber flir zehn Jahre.*

17. Im § 21 wird angefiigt:

,»(3) Die von den Gemeinden fiir die Herstellung einer amtlichen Wahlinformation benétigten Daten
konnen aus einer dafiir zur Verfligung gestellten Schnittstelle des Zentralen Wiahlerregisters importiert wer-
den.”

18. Nach § 22 wird eingefiigt:
»Wihlerevidenz fiir Wahlberechtigte im Ausland
§ 22a

(1) In jeder Gemeinde ist vom Biirgermeister eine Wiahlerevidenz fiir Wahlberechtigte nach § 20 Abs
1 Z 2 zu fiihren. Die Fithrung der Wéhlerevidenz fiir Wahlberechtigte im Ausland obliegt der Gemeinde im
iibertragenen Wirkungsbereich. Der Biirgermeister hat die Wahlerevidenz unter Verwendung des Zentralen
Waihlerregisters (§ 4 des Wéhlerevidenzgesetzes 2018) zu fithren.

(2) Die Wihlerevidenz fiir Wahlberechtigte im Ausland hat fiir jede erfasste Person die erforderlichen
Angaben, das sind Familiennamen, Vornamen, akademische Grade, das Geburtsdatum, dic Wohnadresse
im Ausland, das entsprechende bereichsspezifische Personenkennzeichen (§§ 9 ff des E-Government-Ge-
setzes — E-GovQ) sowie nach Moglichkeit die E-Mail-Adresse, zu enthalten.

(3) In die Wihlerevidenz fiir Wahlberechtigte im Ausland sind auf schriftlichen Antrag dsterreichische
Staatsbiirger einzutragen, die

1. vor der innerhalb von zehn Jahren vor der Antragstellung erfolgten Verlegung ihres Hauptwohn-
sitzes in das Ausland diesen in der betreffenden Gemeinde hatten, sofern dieser Hauptwohnsitz
der letzte Hauptwohnsitz in Osterreich war,

2. sich zur Zeit der Eintragung noch im Ausland aufhalten,

3. vor dem 1. Janner des Jahres der Eintragung das 14. Lebensjahr vollendet haben und

4. vom Wabhlrecht nicht ausgeschlossen sind.

Kann dem Antrag nicht entsprochen werden, so ist der Antragsteller davon schriftlich zu verstin-
digen. Dies kann per E-Mail erfolgen, wenn der Gemeinde eine E-Mail-Adresse des Antragsstellers bekannt
ist.

(4) Eine Person ist aus der Wihlerevidenz fiir Wahlberechtigte im Ausland zu streichen, wenn sie dies
beantragt oder wenn die Voraussetzungen fiir die Eintragung nach Abs 2 nicht mehr vorliegen. Nach dem
Ablauf von zehn Jahren nach der fiir die Eintragung mafgeblichen Verlegung des Hauptwohnsitzes in das
Ausland ist eine erfasste Person jedenfalls zu streichen. Die von der Streichung betreffenden Personen sind
hiervon schriftlich zu verstédndigen. Dies kann per E-Mail erfolgen, wenn der Gemeinde eine E-Mail-Ad-
resse der betroffenen Person bekannt ist.

(5) Die in der Wéhlerevidenz fiir Wahlberechtigte im Ausland erfassten Personen erhalten, wenn sie
dies zugleich mit dem Antrag nach Abs 2 oder zu einem spéteren Zeitpunkt beantragen, von Amts wegen
eine Wahlkarte fiir die Teilnahme an jeder Landtagswahl, zu der sie wahlberechtigt sind, zugestellt. Der
Antrag auf amtswegige Zustellung der Wahlkarte kann jederzeit widerrufen werden. Erfasste Personen ha-
ben der Gemeinde zum Zweck der Ubermittlung der Wahlkarte die Anderung ihrer Wohnadresse im Aus-
land und gegebenenfalls auch ihrer E-Mail-Adresse bekannt zu geben.

(6) Personen, die
1. aus der Wihlerevidenz fiir Wahlberechtigte im Ausland gestrichen werden, oder
2. trotz Vorliegens der Voraussetzung nach Abs. 2 nicht in die Wahlerevidenz fiir Wahlberechtigte
im Ausland eingetragen werden,

konnen innerhalb von zwei Wochen nach der Verstindigung wegen ihrer Streichung oder Nichtein-
tragung schriftlich bei der Gemeinde einen Berichtigungsantrag stellen. Dieser Berichtigungsantrag gilt als
Berichtigungsantrag betreffend das Wahlerverzeichnis im Sinn des § 28.

(7) In die Wahlerevidenz fiir Wahlberechtigte im Ausland kann jede Person, die sich von der Voll-
standigkeit und Richtigkeit der Wahlerevidenz iiberzeugen will, Einsicht nehmen und Anderungen anregen.
Das bereichsspezifische Personenkennzeichen ist von der Einsichtnahme auszunehmen.
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(8) Die Gemeinde hat den in den allgemeinen Vertretungskorpern vertretenen Parteien Abschriften
der Wihlerevidenz mit folgenden MaBgaben herzustellen:
1. Als Abschriften sind Ausdrucke oder graphische Dateien zu verstehen.
2. Dateien sind mittels Datentréiger auszufolgen, die elektronische Ubermittlung (zB mittels E-Mail)
ist nicht zuldssig.
3. Die Daten sind nur fiir Zwecke des § 1 Abs 2 des Parteiengesetzes 2012 sowie fiir Zwecke der
Statistik zu verwenden.
4. Die Herstellung kann mit Hilfe des Zentralen Wéhlerregisters erfolgen.
5. Der Empfanger der Abschriften hat den betroffenen Personenkreis in geeigneter Weise zu infor-
mieren.
6. Die Weitergabe der Daten an Dritte ist untersagt.

Unter den Bedingungen der Z 1 bis 6 sind auch allfdllige Nachtrdge zur Wéhlerevidenz herzustellen.*
19. § 23 lautet:

Wihlerverzeichnisse
§ 23

(1) Die Wahlberechtigten sind in Wahlerverzeichnisse einzutragen. Die Wéhlerverzeichnisse werden
hinsichtlich der Wahlberechtigten mit Hauptwohnsitz in der Gemeinde auf Grund der im Zentralen Wah-
lerregister — ZeWaeR (§ 4 Abs 1 des Wiahlerevidenzgesetzes 2018) gefiihrten Wahlerevidenzen erstellt. Zu
diesem Zweck diirfen die Daten auch lokalen Datenverarbeitungen im Wege einer Schnittstelle zum Ze-
WaeR zur Verfiigung gestellt werden, {iber die die weitere Administration der Wahlerverzeichnisse ablauft.
Hinsichtlich der Wahlberechtigten mit Hauptwohnsitz im Ausland ist die Wéhlerevidenz fiir Wahlberech-
tigte im Ausland heranzuziehen.

(2) Die Erstellung und allfillige Berichtigung der Wéhlerverzeichnisse obliegt der Gemeinde im tiiber-
tragenen Wirkungsbereich.

(3) Wihlerverzeichnisse sind entweder in Papierform unter Verwendung des Musters in Anlage 1 zu
erstellen oder haben in elektronischer Form dem Aufbau der Ausdrucke dieser Muster zu entsprechen.

(4) Die Wahlerverzeichnisse sind in den Gemeinden, die nicht in Wahlsprengel eingeteilt sind, nach
dem Namensalphabet der Wahlberechtigten, wenn aber eine Gemeinde in Wahlsprengel eingeteilt ist, nach
Wabhlsprengeln und gegebenenfalls nach Ortschaften, StraBen und Hausnummern anzulegen.

(5) Hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten nach diesem Landesgesetz besteht kein
Widerspruchsrecht geméf Art. 21 der Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natiirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Authebung der Richtlinie
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABI Nr L 119 vom 4. Mai 2016, sowie kein Recht auf Ein-
schriankung der Verarbeitung gemif Art 18 der Datenschutz-Grundverordnung. Dariiber sind die Betroffe-
nen in geeigneter Weise zu informieren.*

20. Im § 24 werden folgende Anderungen vorgenommen:

20.1. Abs 1 lautet:
,»(1) Jeder Wahlberechtigte ist in das Wiahlerverzeichnis des Ortes (der Gemeinde, des Wahlsprengels)
einzutragen,
1. in dem er im Fall des § 20 Abs 1 Z 1 am Stichtag seinen Hauptwohnsitz hat oder

2. in dem er im Fall des § 20 Abs 1 Z 2 seinen Hauptwohnsitz vor dessen Verlegung in das Ausland
hatte.*

20.2. Nach Abs 2 wird angefiigt:

,»(3) Fiir Personen, die auf Grund der Entscheidung eines Gerichtes oder einer Verwaltungsbehorde
festgenommen oder angehalten werden, gilt fiir die Dauer einer Festnahme oder Anhaltung der vor dieser
Festnahme oder Anhaltung zuletzt begriindete, aulerhalb des Ortes einer Festnahme oder Anhaltung gele-
gene Hauptwohnsitz als Hauptwohnsitz.*

21. Im § 25 lauten die Abs 1 bis 3:

(1) Am 32. Tag nach dem Stichtag hat der Biirgermeister das Wéhlerverzeichnis in einem allgemein
zugénglichen Amtsraum durch fiinf Tage zur 6ffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. An Samstagen, Sonn-
tagen und gesetzlichen Feiertagen kann die Ermdglichung der Einsichtnahme unterbleiben.
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(2) Die Auflage des Wihlerverzeichnisses hat der Biirgermeister vor Beginn des Einsichtszeitraums
durch offentlichen Anschlag kundzumachen. Die Kundmachung hat auch den Einsichtszeitraum, die fiir
die Einsichtnahme bestimmten Tagesstunden, die Bezeichnung der Amtsrdume, in denen das Wéhlerver-
zeichnis aufliegt und Berichtigungsantrige eingebracht werden konnen, sowie die Bestimmung des Abs 3
und des § 28 zu enthalten. Nach Maf3gabe der technischen Moglichkeiten ist der Kundmachungsinhalt auch
im Internet bereitzustellen.

(3) Innerhalb des Einsichtszeitraums kann jede Person in das Wéhlerverzeichnis Einsicht nehmen.
Weiters konnen wihrend des Einsichtszeitraums und der fiir die Einsichtnahme bestimmten Stunden Aus-
kiinfte tiber die Aufnahme in das Wéhlerverzeichnis auch telefonisch eingeholt werden.*

22. § 26 entfdllt.
23. § 27 lautet:

»Ausfolgung von Abschriften an die Parteien
§ 27

(1) Die Gemeinden haben den Parteien (§ 38) fiir Zwecke des § 1 Abs 2 des Parteiengesetzes 2012
sowie fiir Zwecke der Statistik auf Antrag spétestens am ersten Tag der Auflage des Wéhlerverzeichnisses
Abschriften desselben gegen Ersatz der Druckkosten auszufolgen.

(2) Die Parteien haben dieses Verlangen spitestens am 29. Tag nach dem Stichtag beim Biirgermeister
zu stellen. Die Anmeldung verpflichtet zur umgehenden Bezahlung der Druckkosten.

(3) Die Ausdrucke konnen mit Hilfe des Zentralen Wahlerregisters hergestellt werden. Die Ausfol-
gung einer Datei anstelle eines Ausdruckes ist zuléssig. Die Ausfolgung einer Datei hat mittels Datentréger
zu erfolgen. Eine elektronische Ubermittlung (zB mittels E-Mail) ist nicht zuldssig.

(4) Der Empfénger der Abschriften hat den betroffenen Personenkreis in geeigneter Weise zu infor-
mieren. Die Weitergabe dieser Daten an Dritte ist untersagt.

(5) Unter denselben Bedingungen sind auch allfillige Nachtrage zum Wihlerverzeichnis auszufol-

113

gen.

24. § 28 Abs 1 lautet:

,»(1) Innerhalb des Einsichtszeitraums kann jeder Staatsbiirger unter Angabe seines Namens und der
Wohnadresse beim Biirgermeister schriftlich oder miindlich einen Antrag auf Berichtigung des Wéhlerver-
zeichnisses stellen. Der Antragsteller kann die Aufnahme eines Wahlberechtigten in das Wiahlerverzeichnis
oder die Streichung eines Nicht-Wahlberechtigten aus dem Wahlerverzeichnis begehren.*

25. Im § 29 entfallen die Absatzbezeichnung (1) und Abs 2.

26. Im § 30 Abs 3 wird am Ende der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und angefiigt: ,,sofern die Wihler-
verzeichnisse nicht elektronisch erstellt und richtiggestellt werden.*

27. § 31 Abs 3 lautet:
,»(3) Die Bestimmungen des § 28 Abs 2 bis 4 sowie des § 30 Abs 2 und 3 sind sinngeméif anzuwenden.*

28. § 32 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:
»Abschluss des Wihlerverzeichnisses
§ 32

(1) Nach Abschluss des Berichtigungs- und Beschwerdeverfahrens hat die Gemeinde das Wéhlerver-
zeichnis abzuschliefen.

(2) Das abgeschlossene Wihlerverzeichnis ist der Wahl unter Beifiigung der gemal § 36 Abs 1 vor-
genommenen Vermerke zugrunde zu legen. Zu diesem Zweck ist nach Ablauf der in § 35 Abs 1 vorgese-
henen Frist bei elektronisch erstellten Wéhlerverzeichnissen ein aktualisierter Ausdruck des Wihlerver-
zeichnisses herzustellen, bei dem in der Rubrik ,,Anmerkung® bei den Namen jener Wahler, fiir die eine
Wabhlkarte ausgestellt worden ist, das Wort ,,Wahlkarte* aufzuscheinen hat und iiberdies die Zeilen, in de-
nen dieses Wort aufscheint, zB durch Kursivschrift, Fettdruck oder Farbdruck besonders hervorzuheben
sind.
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Meldungen betreffend die Zahl der Wahlberechtigten
§ 32a

(1) Vor Auflegung des Wihlerverzeichnisses (§ 25) hat der Landeswahlleiter die Zahl der wahlbe-
rechtigten Personen im Stimmbezirk und in den Gemeinden im Weg des Zentralen Wihlerregisters - Ze-
WaeR oder aufgrund der Meldungen der Gemeinden im Wege der Bezirkswahlbehdrden festzustellen und
im Internet zu verdffentlichen.

(2) In gleicher Weise hat der Landeswabhlleiter auch nach Abschluss der Wahlerverzeichnisse sowie
am zweiten Tag vor dem Wahltag vorzugehen.*

29. Im § 33 werden folgende Anderungen vorgenommen:

29.1. Abs 2 lautet:

,»(2) Wahlberechtigte, die im Besitz einer Wahlkarte gemal § 34 Abs 1 oder 3 sind, kdnnen ihr Wahl-
recht mittels Briefwahl auch aulerhalb dieses Ortes ausiiben.*

29.2. Abs 3 entfdllt.

29a. Im § 34 wird angefiigt:

,»(3) Personen, die die Voraussetzungen des Abs 2 erfiillen und die iiberdies aufgrund einer Korper-
oder Sinnesbehinderung nicht in der Lage sind, ohne fremde Hilfe einen Stimmzettel auszufiillen, auf der
Wahlkarte zu unterschreiben oder den Stimmzettel in das Wahlkuvert zu legen, haben Anspruch auf Aus-
stellung einer Wahlkarte fiir die Ausiibung des Wahlrechts auch auflerhalb der Gemeinde, in der sie in die
Waihlerevidenz eingetragen sind.

30. Die §§ 35 und 36 lauten:
»Ausstellung der Wahlkarte
§35

(1) Die Ausstellung der Wahlkarte ist bei der Gemeinde, von der der Wahlberechtigte in das Wéhler-
verzeichnis eingetragen wurde, ab dem Tag der Wahlausschreibung schriftlich oder miindlich unter Angabe
des Grundes gemaf § 34 Abs 1 zu beantragen. Eine telefonische Beantragung ist nicht zuldssig. Der Antrag
muss spétestens am 3. Tag vor dem Wahltag wihrend der Amtsstunden bei der zustéindigen Behorde ein-
langen. Bei einem miindlichen Antrag ist die Identitit durch ein Dokument nachzuweisen. Bei einem
schriftlichen Antrag kann die Identitét insbesondere durch Angabe der Passnummer, durch Vorlage einer
Ablichtung eines amtlichen Lichtbildausweises oder einer anderen Urkunde glaubhaft gemacht werden. Im
Fall einer elektronischen Einbringung ist der Nachweis der Identitit auch durch eine qualifizierte elektro-
nische Signatur moglich. Die Gemeinde ist erméchtigt, die Passnummer im Wege einer Passbehdrde und
Lichtbildausweise oder andere Urkunden im Wege der fiir die Ausstellung dieser Dokumente zustdndigen
Behorde zu iiberpriifen. Sofern die technischen Voraussetzungen gegeben sind, ist die Gemeinde auch er-
méchtigt, die Passnummer selbststdndig anhand der zentralen Evidenz gemif3 § 22b Passgesetz 1992 zu
tiberpriifen.

(2) Im Fall des § 34 Abs 2 oder 3 hat der Antrag das ausdriickliche Ersuchen um den Besuch einer
besonderen Wahlbehorde gemédll § 67 Abs 1 und die genaue Angabe der Raumlichkeiten, wo der Antrag-
steller den Besuch der besonderen Wahlbehorde erwartet, zu enthalten. Wurde zunichst ein Antrag auf
Ausstellung einer Wahlkarte ohne dieses ausdriickliche Ersuchen gestellt, so kann das ausdriickliche Ersu-
chen bei Eintritt des Falles des § 34 Abs 2 oder 3 nachgereicht werden. Es muss bei der Gemeinde spatestens
am 3. Tag vor dem Wahltag wéhrend der Amtsstunden einlangen.

(3) Die Wahlkarte ist als verschlieBbarer Briefumschlag in der Gré8e DIN ES (200 X 280 mm) herzu-
stellen und hat die in der Anlage 2 ersichtlichen Aufdrucke zu tragen. Wahlkarten fiir Wahlberechtigte mit
Hauptwohnsitz im Ausland sind in der entsprechenden Rubrik zu kennzeichnen. Das Anbringen eines Bar-
codes oder QR-Codes durch die Gemeinde ist zuldssig. Wahlkarten, die mittels automationsunterstiitzter
Datenverarbeitung ausgestellt werden, konnen anstelle der Unterschrift des Biirgermeisters mit einer Amts-
signatur gemal den §§ 19 und 20 E-GovG versehen werden, wobei § 19 Abs 3 zweiter Satz E-GovG nicht
anzuwenden ist.

(4) Wird dem Antrag auf Ausstellung einer Wahlkarte stattgegeben, ist neben der Wahlkarte auch ein
amtlicher Stimmzettel und ein verschliebares Wahlkuvert auszufolgen. Stimmzettel und Wahlkuvert sind
in den Briefumschlag gemif3 Abs 3 zu legen. Der Briefumschlag ist dem Antragsteller auszufolgen. Der
Antragsteller hat den Briefumschlag bis zur Stimmabgabe sorgfaltig zu verwahren.

(5) Fiir die Ausfolgung oder die Ubermittlung beantragter Wahlkarten gilt:
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1. Im Fall der personlichen Ausfolgung einer Wahlkarte hat der Antragsteller eine Ubernahmebest-
tigung zu unterschreiben. Ist der Antragsteller dazu nicht in der Lage, so ist dariiber ein Aktenver-
merk aufzunehmen.

2. Bei Bewohnern von Pflegeeinrichtungen, Kurgésten in Kuranstalten und Patienten in Krankenan-
stalten (§ 66) ist die Wahlkarte im Fall einer postalischen Versendung mittels eingeschriebener
Briefsendung ausschlieBlich an den Empféanger selbst zu richten. In diesem Fall ist die Briefsen-
dung mit dem Vermerk ,,Nicht an Postbevollméchtigte* zu versehen.

3. Werden Wahlkarten an den in Z 2 genannten Personenkreis durch Boten tiberbracht, so ist die
Ubernahmebestétigung durch den Bewohner, Kurgast oder Patienten selbst zu unterfertigen. Ist
der Antragsteller dazu nicht in der Lage, so ist dariiber ein Aktenvermerk aufzunehmen.

4. Bei nicht in Z 2 genannten Antragstellern ist die Wahlkarte im Fall einer postalischen Versendung
mittels eingeschriebener Briefsendung zu versenden, es sei denn, die Wahlkarte wurde miindlich
beantragt und personlich iibernommen oder die Wahlkarte wird ins Ausland versendet.

5. Werden Wahlkarten an den nicht in Z 2 genannten Personenkreis durch Boten iibermittelt, so ist
analog zu § 16 Abs 1 und 2 des Zustellgesetzes — ZustG vorzugehen, mit der Mal3gabe, dass eine
Wahlkarte auch an wahlberechtigte Personen ausgefolgt werden kann, die das 18. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben. Die Ausfolgung kann ohne Nachweis erfolgen, wenn die Wahlkarte miind-
lich beantragt wurde.

6. Schriftlich beantragte Wahlkarten, die vom Antragsteller personlich abgeholt werden, diirfen sei-
tens der Gemeinde nur gegen eine Ubernahmebestitigung ausgefolgt werden. Ist der Antragsteller
dazu nicht in der Lage, so ist dariiber ein Aktenvermerk aufzunehmen. Bei Ausfolgung einer
schriftlich beantragten Wahlkarte an eine vom Antragsteller bevollméachtigte Person hat diese die
Ubernahme der Wahlkarte zu bestitigen.

7. Die sofortige Mitnahme einer durch einen Boten iiberbrachten und zur Stimmabgabe mittels Brief-
wahl verwendeten Wahlkarte durch diesen ist unzuléssig.

(6) Duplikate fiir abhanden gekommene Wahlkarten diirfen von der Gemeinde nicht ausgefolgt wer-
den. Unbrauchbar gewordene Wahlkarten, die noch nicht zugeklebt sind und bei denen die eidesstattliche
Erkldrung noch nicht unterschrieben wurde, konnen an die Gemeinde retourniert werden. In diesem Fall
kann die Gemeinde nach Erhalt der Wahlkarte ein Duplikat ausstellen. Eine unbrauchbar gewordene Wahl-
karte ist in einem solchen Fall mit einem entsprechenden Vermerk zu kennzeichnen und der Gemeinde-
wahlbehorde zu ibermitteln. Diese hat die Wahlkarte dem Wahlakt der Gemeinde anzuschlief3en.

(7) Ein Wahlberechtigter ist von der Gemeinde ehest moglich in Kenntnis zu setzen, wenn seinem
Antrag auf Ausstellung einer Wahlkarte nicht Folge gegeben wird. Gegen die Verweigerung einer Wahl-
karte steht ein Rechtsmittel nicht zu.

(8) Wahlberechtige mit Hauptwohnsitz im Ausland, die in der entsprechenden Wéhlerevidenz mit ei-
ner Wohnadresse eingetragen sind (§ 22a), sind von der Gemeinde, von der sie in die Wahlerevidenz ein-
getragen wurden, umgehend nach der Ausschreibung der Wahl des Landtages im Postweg iiber die Mog-
lichkeit der Ausiibung des Wahlrechts im Weg der Briefwahl zu verstindigen. Die Verstandigung kann per
E-Mail erfolgen, wenn der Gemeinde eine E-Mail-Adresse bekannt ist. An Personen, die eine amtswegige
Ausstellung der Wahlkarte beantragt haben, sind Wahlkarten zu iibermitteln, sobald der Gemeinde die ent-
sprechenden Wahlkarten sowie die amtlichen Stimmzettel zur Verfiigung stehen.

(9) Die Kosten fiir die Ubersendung der Wahlkarte an den Antragsteller im Postweg hat das Land zu
tragen.

Vorgang nach Ausstellung der Wahlkarte
§ 36
(1) Die Ausstellung der Wahlkarte ist im Wéhlerverzeichnis bei dem betreffenden Wéhler in der
Rubrik ,Anmerkung’ mit dem Wort ,Wahlkarte’ in auffélliger Weise zu vermerken. Bis zum 29. Tag nach
dem Wahltag haben die Gemeinden gegeniiber jedem im Wahlerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtig-

ten auf miindliche oder schriftliche Anfrage Auskunft zu erteilen, ob fiir ihn eine Wahlkarte ausgestellt
worden ist. Bei einer Anfrage hat der Wahlberechtigte seine Identitéit glaubhaft zu machen.

(2) Die Zahl der ausgestellten Wahlkarten ist nach Ablauf der im § 35 Abs 1 vorgesehenen Frist der
Bezirkswahlbehorde mitzuteilen. Diese hat die mitgeteilte Zahl der Landeswahlbehdrde bekanntzugeben.

(3) Die Ausstellung von Wahlkarten geméf § 34 Abs 3 ist von der Gemeinde der fiir den Aufenthalts-
ort des Wahlberechtigten zustdndigen Gemeindewahlbehdrde mitzuteilen. Diese hat eine Zuteilung an die
einzelnen besonderen Wahlbehorden so vorzunehmen, dass alle Besitzer einer solchen Wahlkarte besucht
werden konnen.
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30a. Vor § 37 entfillt die Uberschrift ,,1. Abschnitt und vor § 38 die Uberschrift ,,2. Abschnitt Wahlwer-
bung®.

30b. Im § 37 Abs 1 wird die Wortfolge ,,Manner und Frauen® durch das Wort ,,Personen® ersetzt.
31. Im § 38 werden folgende Anderungen vorgenommen:
31.1. Im Abs 1 wird der Ausdruck ,,am 39. Tag" durch den Ausdruck ,,am 53. Tag" ersetzt.

31.2. Abs 2 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:
,»(2) Der Bezirkswahlvorschlag muss
1. entweder von wenigstens drei Mitgliedern des Landtages unterschrieben oder
2. von mindestens der nachfolgend festgelegten Anzahl an Wahlberechtigten unterstiitzt sein:

In den Bezirken: Mindestanzahl an Unterstiitzern:
Salzburg Stadt und Salzburg-Umgebung 120
Sankt Johann im Pongau und Zell am See 100
Hallein und Tamsweg 80

(2a) Die Unterstiitzungserkldrung hat den Familiennamen und den Vornamen des Unterstiitzenden,
sein Geburtsdatum, seinen Wohnort und seine Erklarung, eine bestimmte wahlwerbende Partei zu unter-
stiitzen, zu enthalten. Die Bestdtigung der Gemeinde hat die Angabe zu enthalten, dass die in der Erklérung
genannte Person am Stichtag in der Gemeinde in der Wiahlerevidenz als wahlberechtigt eingetragen war,
und dass die Unterschrift des Unterstiitzenden vor der Gemeindebehorde geleistet wurde bzw gerichtlich
oder notariell beglaubigt ist. Diese Bestétigung ist von der Gemeinde nur dann zu erteilen, wenn die Un-
terstlitzungserkldarung die erforderlichen Angaben enthilt, im Original vorliegt und entweder

1. die in der Erkldrung genannte Person vor der zustindigen Gemeindebehdrde personlich erscheint,
ihre Identitit durch ein mit einem Lichtbild ausgestattetem Identitdtsdokument (zB Reisepass, Per-
sonalausweis, Fiihrerschein) nachweist und die eigenhéndige Unterschrift der Unterstiitzungser-
klarung vor der Gemeindebehorde leistet oder

2. die der Gemeindebehorde im Original tibermittelte Unterstiitzungserkldarung von der in der Erkla-
rung genannten Person nach dem Stichtag gerichtlich oder notariell beglaubigt unterfertigt worden
ist.

Die Unterstiitzungserklarung ist nach dem Muster in der Anlage 5 zu erstellen.*
31.2a. Im Abs 3 wird der Ausdruck ,,Abs 2° durch den Ausdruck ,,Abs 2a‘ ersetzt.

31.3. Im Abs 4 lauten die Z 2 bis 4.
,,2. die unterscheidende Parteibezeichnung, die folgenden Anforderungen geniigen muss:
a) die Bezeichnung muss aus Worten bestehen und darf nicht mehr als 70 Buchstaben umfassen;
b) Satzzeichen und Sonderzeichen, ausgenommen Bindestriche, Gedankenstriche, Schrégstriche,
Beistriche und Punkte sind nicht zuléssig.
Daneben ist eine unterscheidende Kurzbezeichnung zuldssig, die aus GroB3buchstaben bestehen
muss und nicht mehr als fiinf solche GrofSbuchstaben enthalten darf.

3. die Parteiliste, das ist ein Verzeichnis von Bewerbern um ein Mandat in der beantragten, mit ara-
bischen Zahlen bezeichneten Reihenfolge unter Angabe des Familiennamens und des Vornamens,
des Geburtsdatums, des Geburtsorts, des Berufes und der Adresse jedes Bewerbers. Die Hochstzahl
der Bewerber, die in die Parteiliste aufgenommen werden kdnnen, betrégt doppelt so viele Bewer-
ber wie im Wahlbezirk Abgeordnete zu wihlen sind, mindestens jedoch betrdgt diese Hochstzahl
zehn Bewerber;

4. die Bezeichnung des zustellungsbevollméchtigten Vertreters (Familienname, Vorname, Geburts-
datum, Beruf, Adresse), der mit Ausnahme des Hauptwohnsitzes die Voraussetzungen des § 37
Abs 1 erfiillen muss.*

31.4. Abs 5 lautet:

»(5) In den Wahlvorschlag darf ein Bewerber nur dann aufgenommen werden, wenn er dazu seine
Zustimmung schriftlich erklart hat. Die Erklarung ist dem Wahlvorschlag im Original anzuschlieen.*

31.5. Im Abs 7 wird der Betrag ,,72 € durch den Betrag ,,100 Euro® ersetzt.

32. Im § 41 Abs 2 wird der Ausdruck ,,spétestens am 34. Tag® durch den Ausdruck ,,spétestens am 48. Tag"
ersetzt.
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33. Im § 42 wird im zweiten Satz der Ausdruck ,,spatestens am 30. Tag™ durch den Ausdruck ,,spatestens
am 44. Tag* ersetzt.

34. Im § 43 wird im ersten Satz der Ausdruck ,spatestens am 23.Tag" durch den Ausdruck ,,spétestens am
48.Tag" ersetzt.

35. Im § 44 Abs 1 wird im ersten Satz der Ausdruck ,Spatestens am 27. Tag™ durch den Ausdruck ,,Spates-
tens am 41. Tag® ersetzt.

36. Im § 45 wird ersetzt:

36.1. im Abs 1 im zweiten Satz der Ausdruck ,,spatestens am 30. Tag™ durch den Ausdruck ,,spétestens am
44. Tag*.

36.2. im Abs 2 der Ausdruck ,,bis zum 23. Tag" durch den Ausdruck ,)bis zum 48. Tag".

37. Nach § 45 wird eingefiigt:
sLandeswahlvorschlag
§ 45a

(1) Der Landeswahlvorschlag ist spatestens am 53. Tag vor dem Wahltag bis 13:00 Uhr bei der Lan-
deswahlbehorde einzubringen; er muss von wenigstens einer Person unterschrieben sein, die in einem Be-
zirkswahlvorschlag als zustellungsbevollméchtigter Vertreter einer Partei mit - abgesehen vom Fall des
§ 39 Abs 1 vierter Satz - derselben Parteibezeichnung aufgenommen ist. In den Landeswahlvorschlag diir-
fen nur Personen aufgenommen werden, die als Bewerber dieser Partei in einem bereits eingebrachten Be-
zirkswahlvorschlag angefiihrt sind.

(2) Der Landeswahlvorschlag hat zu enthalten:

1. die Bezeichnung als Landeswahlvorschlag;

2. die unterscheidende Parteibezeichnung, die den Anforderungen des § 38 Abs 4 Z 2 entsprechen
muss;

3. die Parteiliste, das ist ein Verzeichnis der Bewerber fiir die Zuweisung von Mandaten im zweiten
Ermittlungsverfahren in der beantragten, mit arabischen Zahlen bezeichneten Reihenfolge unter
Angabe des Familiennamens und des Vornamens, des Geburtsdatums, des Geburtsorts, des Beru-
fes und der Adresse jedes Bewerbers zu verzeichnen. Bei jedem Bewerber ist auch anzugeben, in
welchem Wabhlbezirk er als Bewerber eines Bezirkswahlvorschlages aufscheint;

4. die Bezeichnung des zustellungsbevollméchtigten Vertreters gemdl § 38 Abs 4 Z 4.

(3) Die Landeswahlbehorde hat die Landeswahlvorschldge unverziiglich nach ihrem Einlangen zu
iiberpriifen, ob sie den Vorschriften der Abs 1 und 2 entsprechen. Landeswahlvorschlédge, die diesen Vor-
schriften nicht entsprechen, gelten als nicht eingebracht. Ebenso gilt ein Wahlvorschlag, der weder die
Bezeichnung als Landeswahlvorschlag noch die als Bezirkswahlvorschlag enthilt und in dem auch kein
Wabhlbezirk bezeichnet ist, fiir den der Wahlvorschlag erstattet wird (§ 38 Abs 4 Z 1), als nicht eingebracht.
Anderungen der Parteibezeichnung gemiB § 39 Abs 1 sind sinngemiB auch im Landeswahlvorschlag vor-
zunehmen.

(4) Spitestens am 41. Tag vor dem Wahltag hat die Landeswahlbehorde die Landeswahlvorschlige
abzuschlieBen. Die Veroffentlichung hat unter sinngeméfer Anwendung des § 44 Abs 5 zu erfolgen.*

38. Im § 46 werden folgende Anderungen vorgenommen:

38.1. Im Abs 2 lautet der letzte Satz: ,Die Festsetzungen haben spétestens am 28. Tag nach dem Stichtag
zu erfolgen.”
38.2. Abs 4 lautet:

,»(4) Die Gemeindewahlbehorde hat zugleich mit der Festsetzung der Wahlsprengel auch zu bestim-
men, in welchem Wahlsprengel die Briefwahlstimmen auszuzihlen sind (§ 82a), wenn keine Sprengel nach
§ 47 Abs 4 und 5 gebildet werden.*

39. Im § 47 wird angefiigt:

»(4) In Gemeinden mit mehr als 3.000 Wahlberechtigten kann fiir die Auszdhlung der Briefwahlstim-
men ein eigener Wahlsprengel gebildet werden.
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(5) In Gemeinden mit mehr als 10.000 Wahlberechtigten konnen auch gesonderte Verfligungen fiir die
Auszdhlung der Briefwahlstimmen aus Briefwahlkarten getroffen werden, die bis zum Wahltag um 9:00
Uhr bei der Gemeindewahlbehdrde eingelangt sind (Bildung eines eigenen Wahlsprengels, Bestimmung
eines Wahlsprengels zur Auszéhlung der bis 9:00 Uhr eingelangten Briefwahlstimmen und eines Wahl-
sprengels zur Auszdhlung der spéter eingelangten Briefwahlstimmen).*

40. Im § 48 erhdlt der bisherige Text die Absatzbezeichnung ,,(1)* und wird angefiigt:

»(2) Nach MafBigabe der technischen Moglichkeiten ist vorzusehen, dass in jeder Gemeinde zumindest
ein fir Wahler mit Kérperbehinderungen barrierefrei erreichbares Wahllokal vorhanden ist. Fiir blinde und
schwer sehbehinderte Wéhler sind nach MafBigabe der technischen Moglichkeiten geeignete Leitsysteme
vorzusehen.*

41. § 50 lautet:
,, Wahllokale fiir Wahlkartenwihler
§50

Wahlkartenwiéhler konnen ihre Stimme in jedem Wahllokal jener Gemeinde abgeben, in der die Wahl-
karte ausgestellt wurde.*

42. Im § 52 Abs 4 entfdllt der zweite Satz.
43. Im § 54 wird im zweiten Satz der Ausdruck ,,19:00 Uhr* durch den Ausdruck ,,17:00 Uhr* ersetzt.

44. § 54a lautet:
»vorgang bei der Briefwahl
§ 54a

(1) Das Wahlrecht kann von Wéhlern, denen entsprechend den §§ 34 und 35 Wahlkarten ausgestellt
worden sind, auch im Weg der Ubermittlung der verschlossenen Wahlkarte an die zustindige Gemeinde-
wahlbehorde ausgeiibt werden (Briefwahl). Die Stimmabgabe mittels Briefwahl kann unmittelbar nach Er-
halt der Wahlkarte erfolgen.

(2) Dazu hat der Wéhler den von ihm ausgefiillten amtlichen Stimmzettel in das Wahlkuvert zu legen,
das Wahlkuvert zu verschlieBen und in die Wahlkarte zu legen. Sodann hat er auf der Wahlkarte durch
eigenhdndige Unterschrift eidesstattlich zu erkldren, dass er den amtlichen Stimmzettel personlich, unbeo-
bachtet und unbeeinflusst ausgefiillt hat. AnschlieBend ist die Wahlkarte zu verschlieBen und so rechtzeitig
an die zustdndige Gemeindewahlbehorde zu tibermitteln, dass die Wahlkarte dort spétestens am Wahltag
bis zu dem Zeitpunkt einlangt, zu dem das letzte Wahllokal in der Gemeinde geschlossen wird. Als recht-
zeitig eingelangt gelten auch solche Briefwahlkarten, die bis zu diesem Zeitpunkt bei einer in der Gemeinde
eingerichteten Sprengelwahlbehdrde eingebracht werden. Eine Abgabe durch einen Uberbringer ist zulis-
sig. Die Kosten fiir eine Ubersendung der Wahlkarte an die Gemeindewahlbehorde im Postweg hat das
Land zu tragen.

(3) Briefwahlkarten, die bis zur SchlieBung des jeweiligen Wahllokals in der Gemeinde bei einer in
dieser Gemeinde eingerichteten Sprengelwahlbehorde eingebracht werden, sind nach SchlieBung des Wahl-
lokals unverziiglich in einem verschlossenen Umschlag an die Gemeindewahlbehorde weiterzuleiten, so-
fern diese nicht anderes anordnet. Die Zahl der weitergeleiteten Briefwahlkarten ist in der Niederschrift der
Sprengelwahlbehdrde festzuhalten. Die Zahl der von den Sprengelwahlbehdrden eingelangten Wahlkarten
istin der Niederschrift der Gemeindewahlbehorde festzuhalten. Der Gemeindewahlleiter hat die Zahl dieser
Wabhlkarten mit der Zahl der bei der Gemeindewahlbehdrde eingelangten Wahlkarten zusammenzurechnen
und die Summe aller rechtzeitig eingelangten Briefwahlkarten festzustellen.

(4) Die Stimmabgabe im Weg der Briefwahl ist nichtig, wenn

1. die eidesstattliche Erklarung auf der Wahlkarte nicht oder nachweislich nicht durch den Wahlbe-
rechtigten abgegeben worden ist;

2. die Wahlkarte derart beschédigt ist, dass ein vorangegangenes missbrauchliches Entnehmen oder
Zuriicklegen des inliegenden Wahlkuverts nicht ausgeschlossen werden kann;

3. die Wahlkarte kein Wahlkuvert oder mehrere Wahlkuverts enthilt;

4. die Wahlkarte nur ein anderes Wahlkuvert oder mehrere andere Wahlkuverts als das amtliche
Wahlkuvert enthilt;

5. das Wahlkuvert beschriftet ist;
6. sich ein Stimmzettel zwar in der Wahlkarte, nicht aber im Wahlkuvert befindet.
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7. die Wahlkarte nicht spétestens am Wahltag bis zum Schlielen des letzten Wahllokals bei der Ge-
meindewahlbehdrde eingelangt oder bis zu diesem Zeitpunkt in einem Wahllokal abgegeben wor-
den ist.

(5) Nach Einlangen einer fiir eine Stimmabgabe mittels Briefwahl verwendeten Wahlkarte bei der
Gemeindewahlbehdrde hat der Gemeindewahlleiter, allenfalls unter Heranziehung von Hilfsorganen, dafiir
Sorge zu tragen, dass zumindest die in den Feldern ,,fortlaufende Zahl im Wahlerverzeichnis“ und ,,Wahl-
sprengel* enthaltenen Daten erfasst werden. Eine Erfassung anhand eines allenfalls auf der Wahlkarte auf-
scheinenden Barcodes oder QR-Codes ist zuldssig. Anschlielend ist die Wahlkarte bis zur Auswertung (§
82a) amtlich unter Verschluss zu verwahren.

44a. Vor § 55 entfiillt die Uberschrift ,,2. Abschnitt.
45. Im § 55 werden folgende Anderungen vorgenommen:

45.1. Im Abs 1 lautet der zweite Satz: ,,Die Wahlzeugen sind dem Gemeindewahlleiter spétestens am 42.
Tag nach dem Stichtag durch den zustellungsbevollméchtigten Vertreter der Partei schriftlich namhaft zu
machen.

45.2. Im Abs 2 wird im ersten und zweiten Satz jeweils das Wort ,,Wahlkommission* durch das Wort ,,Wahl-
behorde® ersetzt.

45.3. Abs 3 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:

,»(3) Auf den Gang der Wahlhandlung steht den Wahlzeugen kein Einfluss zu. Soweit in Abs 4 nicht
anderes bestimmt wird, ist den Wahlzeugen keine Verpflichtung zur Verschwiegenheit liber ihnen aus ihrer
Tatigkeit bekanntgewordenen Tatsachen auferlegt.

(4) Wer vor Schlielen des letzten Wahllokals im Bundesland Salzburg Wahlergebnisse weiterleitet,
die er als Wahlzeuge erfahren hat, begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist mit Geldstrafe bis zu
1.000 Euro und fiir den Fall der Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu einer Woche zu bestra-
fen.

45a. In der Abschnittsiiberschrift vor § 56 wird die Zeile ,,3. Abschnitt” durch die Zeile ,2. Abschnitt
ersetzt.

46. Im § 56 Abs 3 lautet der erste Satz: ,,Den Anordnungen des Wahlleiters ist von jeder Person unbedingt
Folge zu leisten.*

47. Im § 57 werden folgende Anderungen vorgenommen:

47.1. Im Abs 1 wird die Wortfolge ,,samt dem vorbereiteten Abstimmungsverzeichnis® durch die Wortfolge
»samt dem vorbereiteten Abstimmungsverzeichnis bzw dem elektronischen Abstimmungsverzeichnis® er-
selzt.

47.2. Abs 3 entfillt.
48. Im § 58 Abs 1 entfdillt die Wortfolge ,,mit der Nummer des jeweiligen Wahlbezirks®.
49. Im § 60 werden folgende Anderungen vorgenommen:

49.1. Im Abs 1 lautet der erste Satz: ,,Das Wahlrecht ist personlich auszuiiben; auf Verlangen sind von der
Wabhlbehorde als Hilfsmittel zur Ermoglichung der selbststindigen Wahlausiibung Stimmzettel-Schablo-
nen zur Verfiigung zu stellen.*

49.2. Im Abs 4 wird das Wort ,,Wahlkommissionen* durch das Wort ,,WahlbehOrden® ersetzt.

50. Im § 62 lauten die Abs I und 2:

(1) Ist der Wahler, der sich gemil3 § 61 ausgewiesen hat, im Wihlerverzeichnis der Wahlbehdrde
eingetragen, hat ihm der Wahlleiter oder ein Beisitzer ein leeres Wahlkuvert und einen amtlichen Stimm-
zettel zu iibergeben.

(2) Der Wahlleiter oder ein Beisitzer hat den Wahler anzuweisen, sich in die Wahlzelle zu begeben.
Dort fiillt der Wahler den amtlichen Stimmzettel aus, legt ihn in das Kuvert, tritt aus der Wahlzelle und legt
das Wahlkuvert unge6ffnet in die Wahlurne oder iibergibt es zu diesem Zweck dem Wahlleiter oder einem
Beisitzer.*
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51. Die §§ 63 und 64 lauten:

»vermerke im (elektronischen) Abstimmungsverzeichnis und im Wihlerverzeichnis durch die
Wahlbehorde

§63

(1) Der Name des Wihlers, der seine Stimme abgibt, wird in das Abstimmungsverzeichnis unter fort-
laufender Zahl und unter Beisetzung der fortlaufenden Zahl des Wihlerverzeichnisses eingetragen oder im
elektronisch gefiihrten Abstimmungsverzeichnis (Abs 3) von einem Mitglied der Wahlbehorde erfasst.
Gleichzeitig wird sein Name von einem anderen Mitglied der Wahlbehdrde im Wéhlerverzeichnis abge-
strichen.

(2) Die fortlaufende Zahl des Abstimmungsverzeichnisses wird in der Rubrik ,,Abgegebene Stimme*
des Wihlerverzeichnisses vermerkt.

(3) Die Verwendung eines elektronisch gefiihrten Abstimmungsverzeichnisses ist mit folgenden MaS-
gaben zuldssig:
1. Der Aufbau eines elektronisch gefiihrten Abstimmungsverzeichnisses hat dem Abstimmungsver-
zeichnis gemdB Anlage 3 zu entsprechen.
2. Die Daten der Wahlberechtigten diirfen ausschlielich auf einem externen Datentrager gespeichert
werden, der nach Abschluss des Wahlvorganges zu vernichten ist.

3. Sobald eine Seite des elektronisch gefiihrten Abstimmungsverzeichnisses vollstindig ausgefiillt
ist, ist ein Papierausdruck dieser Seite zu erstellen.

4. Die ausgedruckten Seiten des elektronisch gefiihrten Abstimmungsverzeichnisses bilden das der
Niederschrift anzuschlieBende Abstimmungsverzeichnis.

5. Den Mitgliedern der Wahlbehdrde, den Vertrauenspersonen und den Wahlzeugen ist jederzeit Ein-
sicht in das elektronisch gefiihrte Abstimmungsverzeichnis zu gewéhren.

6. Bei Ausfall einer der das elektronisch gefiihrte Abstimmungsverzeichnis unterstiitzenden EDV-
Komponenten ist die Wahlhandlung zu unterbrechen. Die nicht auf zuvor erstellten Ausdrucken
aufscheinenden Namen der Wahlberechtigten sind anhand des Wahlerverzeichnisses zu rekonstru-
ieren und in ein Abstimmungsverzeichnis in Papierform (Anlage 3) einzutragen. Danach ist die
Wahlhandlung ohne Heranziehung des elektronisch gefiihrten Abstimmungsverzeichnisses fortzu-
setzen.

Vorgang bei Wahlkartenwihlern
§ 64

(1) Wéhlen mit Wahlkarte ist vor Wahlbehorden jener Gemeinde moglich, in der die Wahlkarte aus-
gestellt wurde. Wahlkartenwihler haben neben der Wahlkarte eine der im § 61 Abs 2 angefiihrten Urkunden
oder amtlichen Bescheinigungen zum Nachweis ihrer Identitit vorzuweisen. Bei Wahlkarten gemal3 § 34
Abs 3 ist das Wihlen mit Wahlkarte auch vor besonderen Wahlbehorden (§ 67) auBlerhalb der Gemeinde,
in der der Wahler im Wéhlerverzeichnis eingetragen ist, moglich.

(2) Der Wahlleiter oder ein Beisitzer hat den ihm vom Wahlkartenwéhler zu tibergebenden Briefum-
schlag (§ 35) zu 6ffnen und den amtlichen Stimmzettel und das Wahlkuvert zu entnehmen. Der entnom-
mene amtliche Stimmzettel ist dem Wahlkartenwihler wieder auszuhéndigen, und zwar zusammen mit dem
Wabhlkuvert aus dem Briefumschlag.

(3) Der Wahlleiter oder ein Beisitzer hat Wahlkartenwéhler ausdriicklich darauf aufmerksam zu ma-
chen, dass zur Stimmabgabe der bereits bei der Ausstellung der Wahlkarte ausgefolgte Stimmzettel zu ver-
wenden ist. Hat ein Wahlkartenwéhler diesen Stimmzettel nicht mehr zur Verfiigung, ist ihm bei einer im
gleichen Wahlbezirk ausgestellten Wahlkarte ein amtlicher Stimmzettel des Wahlbezirks (§ 68) auszufol-
gen.

(4) Im Ubrigen gelten fiir die Stimmabgabe von Wahlkartenwihlern die Bestimmungen des § 62 sinn-
gemal.

(5) Die Namen von Wahlkartenwéhlern sind am Schluss des Wihlerverzeichnisses unter fortlaufenden
Zahlen einzutragen und in der Niederschrift iiber den Wahlvorgang anzumerken. Die Wahlkarte ist dem
Waihler abzunehmen und der Niederschrift anzuschlieen.

Besondere Bestimmungen fiir das Wihlen mit Wahlkarten gemifl § 34 Abs 3
§ 64a

(1) Bei Wahlkartenwidhlern aus einer anderen Gemeinde ist das Wahlkuvert vom Wahler oder von der
nach § 60 ausgewihlten Person zu verschlielen, bevor es dem Wahlleiter {ibergeben wird.
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(2) Der Wahlleiter iibernimmt das Wahlkuvert und gibt dieses in einen Umschlag. Auf dem Umschlag
vermerkt der Wahlleiter die Gemeinde, in der die Wahlkarte ausgestellt wurde und vor welcher Wahlbe-
horde der Wihler gewdhlt hat, dann verschlieit er den Umschlag. Es ist dafiir Sorge zu tragen, dass der
Umschlag schnellstmdglich an die zustindige Gemeindewahlbehorde iibermittelt wird. Die Kosten fiir die
Ubermittlung trigt das Land.*

52.Im § 65 Abs 1 wird das Wort ,,insolange® durch das Wort ,,solange* ersetzt.

52a. In der Abschnittsiiberschrift vor § 66 wird die Zeile ,,4. Abschnitt” durch die Zeile ,,3. Abschnitt*
erselzt.

53. Im § 66 Abs 2 entfdllt der zweite Satz.

54. § 67 lautet:
»Ausiibung der Wahl durch bettléigerige Wahlkartenwéhler
§ 67

(1) Um den infolge Krankheit oder aus sonstiger Ursache bettldgerigen Personen, die auf Grund eines
Antrages gemil § 34 Abs 2 oder 3 eine Wahlkarte besitzen, die Ausiibung des Wahlrechtes zu ermoglichen,
sind von der Gemeindewahlbehorde fiir das Gemeindegebiet eine oder mehrere besondere Wahlbehdrden
einzurichten, die diese Personen wéhrend der festgesetzten Wahlzeit besuchen. Fiir die Organisation und
das Verfahren dieser Wahlbehorden finden, sofern nicht besonderes bestimmt ist, die fiir die Sprengelwahl-
behorden geltenden Vorschriften sinngeméfl mit der Ma3gabe Anwendung, dass den besonderen Wahlbe-
horden nur Aufgaben bei der Stimmabgabe, nicht jedoch bei der Feststellung des Wahlergebnisses zukom-
men. Auf die Ausiibung des Wahlrechtes vor der besonderen Wahlbehorde ist § 66 Abs 3 und 4 sinngemél
anzuwenden.

(2) Die Gemeindewahlbehorden haben spétestens am dritten Tag vor dem Wahltag die Anzahl der
besonderen Wahlbehorden und deren 6rtlichen Zustindigkeitsbereich festzusetzen. Gleichzeitig ist auch zu
beschlieBen, welche Sprengelwahlbehorde das Ermittlungsverfahren durchzufiihren hat. Ist die Gemeinde
nicht in Wahlsprengel eingeteilt, hat die Gemeindewahlbehorde selbst diese Aufgabe zu iibernehmen. Die
Parteien haben spétestens am zweiten Tag vor dem Wahltag die Beisitzer, Ersatzbeisitzer und Vertrauens-
personen dem Gemeindewahlleiter vorzuschlagen. Der Gemeindewahlleiter hat alle wahlwerbenden Par-
teien dariiber unverziiglich zu verstindigen. Ebenfalls spétestens am zweiten Tag vor dem Wahltag hat der
Biirgermeister die Wabhlleiter der besonderen Wahlbehorden und deren Stellvertreter zu bestellen. Wahl-
werbende Parteien, die Wahlzeugen in die besonderen Wahlbehérden entsenden konnen, miissen die Wahl-
zeugen spétestens am zweiten Tag vor dem Wahltag dem Gemeindewahlleiter namhaft machen. § 55 gilt
sinngemas.

(3) Spétestens am Tag vor dem Wahltag hat der Gemeindewahlleiter die von den wahlwerbenden
Parteien vorgeschlagenen Beisitzer und Ersatzbeisitzer fiir die besonderen Wahlbehdrden zu berufen. Die
Gemeinden haben spétestens am Tag vor dem Wahltag die Mitglieder der besonderen Wahlbehdrden an
der Amtstafel kundzumachen und den Bezirkswahlleiter dariiber in geeigneter Weise zu informieren.

(4) Die besonderen Wahlbehdrden haben sich spétestens am Wahltag vor Beginn der Wahlhandlung
zu konstituieren.

(5) Die fiir die besondere Wahlbehorde ermittelten Ergebnisse sind mit Ausnahme von Wahlkarten
gemdl § 34 Abs 3 in die Ergebnisermittlung jener Wahlbehorde, die gemaB Abs 2 das Ermittlungsverfahren
durchzufiihren hat, ununterscheidbar einzubeziehen. Die Wahlakten einschlieBlich der Niederschriften der
besonderen Wahlbehdrden sind der feststellenden Wahlbehorde unverziiglich zu iiberbringen und bilden
einen Teil deren Wahlaktes.*

54a. In der Abschnittsiiberschrift vor § 68 wird die Zeile ,,5. Abschnitt* durch die Zeile ,,4. Abschnitt*
ersetzt.

55. Im § 68 lauten die Abs I und 2:
,»(1) Der amtliche Stimmzettel des Wahlbezirks hat fiir jede wahlwerbende Partei eine gleich grofie
Spalte vorzusehen, die zu enthalten hat:
1. die Listennummer,
2. einen Kreis,
3. die Parteibezeichnung einschlieBlich der allfdlligen Kurzbezeichnung,

4. ein freies Feld zur Eintragung des Namens oder der Reihungsnummer eines Bewerbers der ge-
wihlten Parteiliste auf der jeweiligen Landesparteiliste,
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5. Bewerberrubriken in der Reihenfolge der Bezirksparteiliste mit Kreisen und arabischen Ziffern
unter Angabe von Familiennamen, Vornamen und Geburtsjahr,

6. im Ubrigen unter Beriicksichtigung der geméB § 44 erfolgten Verdffentlichung die aus dem Muster
der Anlage 4 ersichtlichen Angaben.

Der amtliche Stimmzettel darf nur auf Anordnung der Landeswahlbehdrde hergestellt werden.

(2) Die Grofe der amtlichen Stimmzettel hat sich nach der Anzahl der zu beriicksichtigenden Wahl-
vorschldge zu richten. Das AusmaB hat zumindest dem Format DIN A3 zu entsprechen. Es sind fiir alle
Parteibezeichnungen die gleiche Grof3e der Rechtecke und der Druckbuchstaben, fiir die Kurzbezeichnung
einheitlich groftmdgliche GroBbuchstaben zu verwenden. Bei mehr als dreizeiligen Parteibezeichnungen
kann die Grofle der Druckbuchstaben dem zur Verfiigung stehenden Raum entsprechend angepasst werden.
Das Wort “Liste” ist klein zu drucken, fiir die Listennummern sind einheitlich groe Ziffern zu verwenden.
Die Farbe aller Aufdrucke hat einheitlich schwarz zu sein. Die Trennungslinien der Rechtecke sind in der
gleichen Stirke auszufiihren. Die Kreise sind in zumindest der gleichen Starke wie die Trennungslinien und
jedenfalls in einheitlicher Stirke auszufiihren.*

56. § 69 entfiillt.
56a. Vor § 71 entfdllt die Abschnittsiiberschrift ,,6. Abschnitt*.

57. 8§ 71 lautet:
,»Giiltige Ausfiillung
§71

Der amtliche Stimmzettel ist giiltig ausgefiillt, wenn aus ihm eindeutig zu erkennen ist, welche Partei
der Wihler wihlen wollte. Dies ist der Fall, wenn der Wahler in einem der unter jeder Parteibezeichnung
vorgedruckten Kreise ein liegendes Kreuz oder ein anderes Zeichen mit Fiillfeder, Kugelschreiber, Farbstift
oder Bleistift anbringt, aus dem eindeutig hervorgeht, dass er die in derselben Spalte angefiihrte Partei
wihlen wollte. Der Stimmzettel ist aber auch dann giiltig ausgefiillt, wenn der Wille des Wihlers auf andere
Weise zB durch Anhaken, Unterstreichen, sonstige entsprechende Kennzeichnung einer wahlwerbenden
Partei, durch Durchstreichen der iibrigen wahlwerbenden Parteien oder durch Bezeichnung eines Bewer-
bers einer Parteiliste (§ 72) eindeutig zu erkennen ist.*

58. § 72 lautet:
»vergabe von Vorzugsstimmen durch die Wiihler
§ 72

(1) Der Wéhler kann jeweils eine Vorzugsstimme fiir einen Bewerber der Landesparteiliste und einen
Bewerber der Bezirksparteiliste der von ihm gewihlten Partei vergeben.

(2) Eine Vorzugsstimme fiir einen Bewerber der Landesparteiliste wird durch die Eintragung des Na-
mens oder der Reihungsnummer des Bewerbers der jeweiligen Landesparteiliste in dem auf dem amtlichen
Stimmzettel dafiir vorgesehen Feld vergeben. Die Eintragung ist giiltig, wenn aus ihr eindeutig hervorgeht,
welchen Bewerber der gewihlten Partei der Wéhler bezeichnen wollte. Dies ist insbesondere dann der Fall,
wenn die Eintragung mindestens den Familiennamen des Bewerbers oder die Reihungsnummer der jewei-
ligen Landesparteiliste oder bei Bewerbern derselben Landesparteiliste mit gleichem Namen jedenfalls die
Reihungsnummer enthilt.

(3) Eine Vorzugsstimme fiir einen Bewerber der Bezirksparteiliste wird vom Wahler dadurch verge-
ben, dass er in einem auf dem amtlichen Stimmzettel dafiir vorgesehenen Kreis links von dem Namen des
Bezirksbewerbers der wahlwerbenden Partei ein liegendes Kreuz oder ein anderes Zeichen mit Fiillfeder,
Kugelschreiben, Farbstift, Bleistift oder dergleichen anbringt, aus dem eindeutig hervorgeht, dass er fiir
den in derselben Zeile angefiihrten Bezirksbewerber eine Vorzugsstimme vergeben will.

(4) Die Vorzugsstimme fiir einen Bezirksbewerber ist auch dann giiltig, wenn der Wille des Wahlers
auf andere Weise, zum Beispiel durch Anhaken, Unterstreichen, sonstige entsprechende Kennzeichnung
eines Bezirksbewerbers oder durch Durchstreichen der iibrigen Bezirksbewerber eindeutig zu erkennen ist.

(5) Die Bezeichnung eines Bewerbers durch den Wihler gilt als nicht beigesetzt, wenn mehrere Be-
werber einer Landes- oder Bezirksparteiliste bezeichnet wurden oder wenn der bezeichnete Bewerber der
Parteiliste einer anderen als der vom Wahler gewéhlten Partei angehort.*

59.Im § 73 Abs 1 lautet:

»(1) Wenn ein Wahlkuvert mehrere amtliche Stimmzettel enthélt, zidhlen sie fiir einen giiltigen, wenn
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1. auf allen Stimmzetteln die gleiche Partei bezeichnet wurde;

2. mindestens ein Stimmzettel giiltig ausgefiillt ist und sich aus der Bezeichnung der tibrigen Stimm-
zettel kein Zweifel iiber die gewéhlte Partei ergibt; oder

3. neben einem giiltig ausgefiillten amtlichen Stimmzettel die iibrigen amtlichen Stimmzettel entwe-
der unausgefiillt sind oder ihre Giiltigkeit beeintrachtigt ist.*

60. Im § 74 Abs 1 werden die Z 3 bis 6 durch folgende Bestimmungen ersetzt:

. keine Partei und auch kein Bewerber bezeichnet wurde;

. zwei oder mehrere Parteien angezeichnet wurden;

. eine Liste angezeichnet wurde, die nur eine Listennummer, aber keine Parteibezeichnung enthélt;

. nur ein Bewerber bezeichnet wurde, der nicht Bewerber der in der gleichen Spalte angefiihrten
Partei ist;

7. nur der Name oder die Reihungsnummer eines Bewerbers in ein Feld eingetragen wurde, das zu

einer Landesparteiliste gehort, in der der Name oder die Reihungsnummer des Bewerbers auf dem
entsprechenden Wahlvorschlag nicht veréffentlicht worden ist, oder

8. aus dem vom Wiéhler angebrachten Zeichen oder der sonstigen Kennzeichnung nicht eindeutig
hervorgeht, welche Partei er wihlen wollte.

?

AN DN AW

61. Die Uberschrift ,,7. Abschnitt Leerer amtlicher Stimmzettel* und die §§ 75 und 76 entfallen; in der
Abschnittstiberschrift vor § 77 wird die Zeile ,8. Abschnitt” durch die Zeile ,,5. Abschnitt” ersetzt.

62. Die §§ 77 und 78 lauten:
»Stimmzettelpriifung, Stimmenzihlung
§77

(1) Wenn die fiir die Wahlhandlung festgesetzte Zeit abgelaufen ist und alle bis dahin im Wahllokal
oder in dem von der Wahlbehorde bestimmten Warteraum erschienenen Wéhler gestimmt haben, erklart
die Wahlbehorde die Stimmabgabe fiir geschlossen. Nach Abschluss der Stimmabgabe ist das Wahllokal,
in dem nur die Mitglieder der Wahlbehdrde, deren Hilfsorgane, die Vertrauenspersonen und die Wahlzeu-
gen verbleiben diirfen, zu schlielen.

(2) Die bei der Sprengelwahlbehdrde abgegebenen Briefwahlkarten sind zu zdhlen und zu verpacken.
Der Umschlag ist fest zu verschlieBen. Auf dem Umschlag ist die Bezeichnung des Sprengels, die Bezeich-
nung der Gemeinde und die Anzahl der im Umschlag enthaltenen Briefwahlkarten anzugeben.

(3) Ist die Wahlbehorde auch zur Feststellung des Wahlergebnisses einer oder mehrerer besonderer
Wabhlbehdrden bestimmt (§ 67 Abs 2), hat sie mit der weiteren Feststellung des ortlichen Wahlergebnisses
solange zuzuwarten, bis sie die Wahlakten einschlieBlich der Niederschrift der besonderen Wahlbehorde
und die Wahlkuverts nach § 64a iibernommen hat. Die {ibernommenen Wahlakten der besonderen Wahl-
behorde sind anhand von deren Niederschrift zu priifen und sodann die Wahlkuverts einschlieBlich der
Wahlkuverts nach § 64a in das Feststellungsverfahren ununterscheidbar einzubeziehen; die Feststellungen
gemil Abs 5 sind jedoch noch fiir beide Behorden gesondert zu treffen.

(4) Ist die Wahlbehorde auch zur Ermittlung von Briefwahlstimmen bestimmt, hat sie mit der Fest-
stellung des ortlichen Wahlergebnisses so lange zuzuwarten, bis der Gemeindewahlleiter die Wahlkuverts
aus Briefwahlkarten in die Wahlurne legt.

(5) Ist fiir die Auszéhlung der Briefwahlstimmen ein eigener Wahlsprengel geméf § 47 Abs 5 einge-
richtet, kann die Wahlbehdrde mit der Feststellung des Wahlergebnisses beginnen, sobald die Anzahl der
miteinzubeziehenden Wahlkuverts aus Briefwahlkarten durch die Gemeindewahlbehdrde festgestellt
wurde.

(6) Die Wahlbehorde stellt unter Berticksichtigung der im Abstimmungsverzeichnis vermerkten all-
falligen zusétzlichen Ausgaben zuerst fest, wie viele amtliche Stimmzettel im Wahllokal ausgegeben wur-
den, und iiberpriift, ob diese Zahl zusammen mit dem noch verbleibenden nicht ausgegebenen Rest die Zahl
der vor der Wahlhandlung iibernommenen amtlichen Stimmzettel ergibt.

(7) Die Wahlbehorde hat die Wahlurne zu entleeren und die Wahlkuverts griindlich zu mischen. Die
Wabhlbehdrde hat sodann festzustellen:
1. die Anzahl der
a) im Abstimmungsverzeichnis eingetragenen Wihler sowie gegebenenfalls
b) im Abstimmungsverzeichnis einer besonderen Wahlbehorde eingetragenen Wihler,
c) Wahlkuverts aus Briefwahlkarten, die der Gemeindewahlleiter in die Wahlurne gelegt hat.
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2. die Gesamtzahl der Wahlkuverts, die aus der Wahlurne entnommen wurden;
3. den mutmaBlichen Grund, wenn die unter Z 1 und 2 festgestellten Zahlen nicht iibereinstimmen.
(8) Die Wahlbehorde offnet sodann die von den Wahlern des Wahlbezirks abgegebenen Wahlkuverts,

entnimmt die Stimmzettel, iberpriift deren Giiltigkeit, versieht die ungiiltigen Stimmzettel mit fortlaufen-
den Nummern und stellt fest:

1. die Gesamtsumme der abgegebenen giiltigen und ungiiltigen Stimmen;
2. die Summe der abgegebenen ungiiltigen Stimmen;
3. die Summe der abgegebenen giiltigen Stimmen;
4. die auf die einzelnen Parteien entfallenden, abgegebenen giiltigen Stimmen (Parteisummen).
(9) Die nach Abs 8 getroffenen Feststellungen sind sofort in der Niederschrift (§ 79) zu beurkunden
und in den Gemeinden, die in Wahlsprengel eingeteilt sind, der Gemeindewahlbehorde, in den iibrigen

Gemeinden der Bezirkswahlbehorde unverziiglich und auf die schnellste Art, bekanntzugeben (Sofortmel-
dung).

Ermittlung der Vorzugsstimmen
§78

Die Gesamtzahl der auf einen Bewerber entfallenden Vorzugsstimmen (§ 72) ist, getrennt nach Lan-
desparteiliste und Bezirksparteiliste, von der Wahlbehorde zu ermitteln und in einer Niederschrift (§ 79) zu
beurkunden.*

63. Im § 79 werden folgende Anderungen vorgenommen:

63.1. Im Abs 2 lautet die lit a:

,»a) die Bezeichnung des Wahlbezirks, der Gemeinde, der Sprengel- bzw Gemeindewahlbehorde
und den Wahltag;*

63.2. Im Abs 2 wird der Punkt am Ende der lit j durch einen Strichpunkt ersetzt und angefiigt:

,K) gegebenenfalls die Anzahl der vom Gemeindewahlleiter in die Wahlurne eingelegten Wahlku-
verts aus Briefwahlkarten.*

63.3. Im Abs 3 werden die lit f bis h durch folgende Bestimmungen ersetzt:

) die giiltigen Stimmzettel, die je nach den Listennummern der Parteien sowie nach den Stimm-
zetteln ohne und mit Bezeichnung von Bewerbern gemill § 72 geordnet in gesonderte Um-
schldge mit entsprechenden Aufschriften zu verpacken sind;

g) die nicht zur Ausgabe gelangten amtlichen Stimmzettel, die ebenfalls in gesonderte Umschlégen
mit entsprechender Aufschrift zu verpacken sind;

h) die gemiB § 78 ausgefiillten Vorzugsstimmenprotokolle;

i) die von den Wahlkartenwéhlern iibergebenen Wahlkarten (§ 64).

64. § 80 lautet:

»Meldung der Stimmenergebnisse (Sofortmeldung), Ubermittlung der Wahlakten an die Gemein-
dewahlbehorde, Niederschrift

§ 80
(1) Wahlergebnisse sind zu melden:
1. von Sprengelwahlbehdrden an die Gemeindewahlbehdrden (§ 77 Abs 9);

2. von Gemeindewahlbehorden an die Bezirkswahlbehdrden (§ 77 Abs 9);
3. von Bezirkswahlbehdrden an die Landeswahlbehorde.

Die Bekanntgabe der Ergebnisse hat unverziiglich und auf die schnellstmoégliche Art zu erfolgen (So-
fortmeldung). Nach MafBigabe der technischen Moglichkeiten sind die Daten in ein vom Land zur Verfii-
gung gestelltes Datenverarbeitungsprogramm (Wahlanwendung) einzugeben.

(2) In Gemeinden, die in Wahlsprengel eingeteilt sind, haben die Sprengelwahlbehérden die Wahlak-
ten verschlossen und nach Méglichkeit in versiegeltem Umschlag unverziiglich der Gemeindewahlbehdrde
zu Ubermitteln. Die Gemeindewahlbehorden haben die von den Sprengelwahlbehdrden gemél § 77 Abs 7
und 8 und § 78 vorgenommenen Feststellungen auf Grund der Niederschriften zu iiberpriifen, fiir den ge-
samten Bereich der Gemeinde zusammenzurechnen, sofern dies nicht automatisiert im Datenverarbeitungs-
programm des Landes erfolgt, und in einer Niederschrift zu beurkunden. Fiir die Niederschrift gelten die
Bestimmungen des § 79 Abs 2 lit. a bis d, h und k sinngeméaB. Die Niederschrift hat insbesondere das
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Gesamtergebnis der Wahl fiir den Bereich der Gemeinde in der im § 77 Abs 7 und 8 und § 78 gegliederten
Form zu enthalten.

(3) In Gemeinden, die in Wahlsprengel eingeteilt sind, sind den Niederschriften der Gemeindewahl-
behorden die Wahlakten der Sprengelwahlbehorden als Beilagen anzuschlieBen. Sie bilden in diesen Ge-
meinden den Wahlakt der Gemeindewahlbehdrde.

(4) Die Niederschrift ist von den Mitgliedern der Gemeindewahlbehorde zu unterfertigen. Wird sie
nicht von allen Mitgliedern unterschrieben, ist der Grund dafiir anzugeben.

(5) In der Landeshauptstadt Salzburg als Stadt mit eigenem Statut haben die Sprengelwahlbehdrden
ihre Berichte unmittelbar an die Bezirkswahlbehorde zu erstatten (§ 77 Abs 9) und die Wahlakten direkt an
diese zu iibersenden. Die in den vorstehenden Absétzen geregelten Aufgaben der Gemeindewahlbehorde
kommen nicht dieser, sondern der Bezirkswahlbehorde zu. Eine weitere Ubermittlung von Wahlakten ge-
miB § 81 findet nicht statt. Die Uberpriifung der Feststellungen der Sprengelwahlbehdrden gemiB Abs 2
hat hier auch als solche gemil3 § 87 Abs 1 fiir die Ermittlung des endgiiltigen Wahlergebnisses im Wahl-
bezirk zu gelten. Wo im Folgenden auf Mitteilungen, Berichte und Zusendungen der Gemeindewahlbehor-
den an die Bezirkswahlbehdrde Bezug genommen ist (zB §§ 84 Abs 1 und 86 Abs 1), gilt dies fiir die Stadt
Salzburg sinngemaf als Bezugnahme auf die entsprechenden Mafinahmen der Sprengelwahlbehdrden an
die Bezirkswahlbehorde; an die Stelle der Niederschrift der Gemeindewahlbehdrde treten sinngemél die
betreffenden Teile der Niederschrift der Bezirkswahlbehorde.

65. Im § 81 entfallen die Absatzbezeichnung (1) und der Abs 2.
66. Die §§ 82 und 82a lauten:

»Besondere Mafinahmen im Fall aulergewohnlicher Verhiiltnisse
§ 82

(1) Im Fall auBergewohnlicher Verhéltnisse, die den Anfang, die Fortsetzung oder Beendigung der
Wahlhandlung verhindern, kann die Wahlbehorde die Wahlhandlung verlédngern oder auf den nichsten Tag
verschieben.

(2) Der jeweilige Wahlleiter hat jede Verlangerung oder Verschiebung der Wahlhandlung unverziig-
lich im Weg der Wahlleiter der iibergeordneten Wahlbehdrden dem Landeswahlleiter mitzuteilen und auf
ortsiibliche Weise zu verlautbaren sowie nach Mafigabe der technischen Moglichkeiten auch im Internet
bekanntzumachen.

(3) Hatte die Abgabe der Stimmen bereits begonnen, sind die Wahlakten und die Wahlurne mit den
darin enthaltenen Wahlkuverts und Stimmzetteln von der Wahlbehorde bis zur Fortsetzung der Wahlhand-
lung unter Verschluss zu legen und sicher zu verwahren.

Ermittlung der Briefwahlstimmen
§ 82a

(1) Vor Beginn der Stimmenzéhlung (Abs 2) priift die Gemeindewahlbehdrde allenfalls unter Heran-
ziehung von Hilfsorganen die gemil § 54a im Weg der Briefwahl eingelangten Wahlkarten auf das Vor-
liegen der Voraussetzungen gemill § 54a Abs 4 Z 1 und 2 (eidesstattliche Erkldrung und Unversehrtheit
des Verschlusses). Briefwahlkarten, die diese Voraussetzungen nicht erfiillen, diirfen in die Ergebnisermitt-
lung nicht miteinbezogen werden. Sie sind dem Wahlakt unter Verschluss beizufiigen. Die Griinde fiir die
Nicht-Miteinbeziehung sind in einer Niederschrift festzuhalten. Mit diesen Uberpriifungen kann nach MaB-
gabe der organisatorischen oder personellen Erfordernisse bereits vor dem SchlieBen des letzten Wahllokals
in der Gemeinde begonnen werden.

(2) Nach dem SchlieBen des letzten Wahllokals in der Gemeinde und nachdem alle Briefwahlkarten
aus allen Wahllokalen iiberbracht wurden, 6ffnet die Gemeindewahlbehorde, allenfalls unter Heranziehung
von Hilfsorganen, die Briefwahlkarten und entnimmt die darin enthaltenen Wahlkuverts. Briefwahlkarten,
die entsprechend § 54a Abs 4 Z 3 bis 7 nichtig sind, diirfen in die Ergebnisermittlung nicht einbezogen
werden. Sie sind dem Wahlakt unter Verschluss beizufiigen. Die Griinde fiir die Nicht-Miteinbeziehung
sind in der Niederschrift festzuhalten. Die Gesamtzahl der einzubeziehenden Wahlkarten ist ebenfalls in
der Niederschrift festzuhalten. Der Gemeindewahlleiter legt die Wahlkuverts aus einzubeziehenden Brief-
wahlkarten in die Wahlurne; bei Gemeinden, die in Wahlsprengel unterteilt sind, in jene des gemaf § 46
Abs 4 bestimmten Sprengels.

(3) Wenn fiir die Auszdhlung der Briefwahlstimmen ein eigener Wahlsprengel gemdl § 47 Abs 4 oder
5 eingerichtet ist oder bestimmt wurde, kann auch mit dem im Abs 2 festgelegten Vorgang (Offnen der



22 von 47

Briefwahlkarten) bereits vor dem Schlieen des letzten Wahllokals, jedoch frithestens am Wahltag um 9:00
Uhr in der Gemeinde begonnen werden.

(4) Am fiinfzehnten Tag nach dem Wahltag haben die Gemeindewahlbehdrden die Zahl der bis dahin
verspétet eingelangten Briefwahlkarten festzustellen und der Landeswahlbehorde im Weg der Bezirkswahl-
behdrde bekanntzugeben. Weiters haben sie fiir eine Vernichtung der ungedffneten Wahlkarten zum Zeit-
punkt, zu dem das Ergebnis der Wahl unanfechtbar feststeht, Sorge zu tragen.*

67. § 83 entfdllt.

68. § 84 lautet:
»Vorliaufige Ermittlung im Wahlbezirk, Bericht an die Landeswahlbehorde
§ 84

(1) Die Bezirkswahlbehorde hat auf Grund der ihr von den Gemeindewahlbehdrden geméf den §§ 77
Abs 9 und 80 Abs 1 Z 1 und 2 erstatteten Berichte das vorldufige Wahlergebnis im gesamten Wahlbezirk
zu ermitteln.
(2) Die Bezirkswahlbehorde stellt dabei fest:
1. die Gesamtsumme der im Wahlbezirk abgegebenen giiltigen und ungiiltigen Stimmen;
2. die Summe der ungiiltigen Stimmen;
3. die Summe der giiltigen Stimmen,;
4. die auf die einzelnen Parteien entfallenden giiltigen Stimmen (Parteisummen).

(3) Die Bezirkswahlbehorde hat ihre Feststellungen gemédfl Abs 2 der Landeswahlbehorde unverziig-
lich und auf die schnellste Art bekanntzugeben (Sofortmeldung, § 80 Abs 1 Z 3).

69. § 85 entfiillt.

70. Im § 86 Abs 1 wird das Zitat ,,§§ 82a Abs 2, 84 Abs 3 und 85 Abs 2 und 4“ durch das Zitat ,,§§ 82a
Abs 2 und 84 Abs 3 ersetzt.

71. § 87 lautet:
»Endgiiltiges Ergebnis im Wahlbezirk, Zuteilung der Mandate an die Parteien
§ 87

(1) Die Bezirkswahlbehorde hat sodann auf Grund der ihr von den Gemeindewahlbehdrden gemaf
§ 81 iibermittelten Wahlakten sowie der vorgesehenen Niederschriften die festgestellten Wahlergebnisse
der ortlichen Wahlbehorden auf etwaige Irrtlimer in den zahlenméBigen Ergebnissen zu tiberpriifen, diese
erforderlichenfalls richtigzustellen und die von der Landeswahlbehorde gemal3 § 86 nur vorlaufig getroffe-
nen Feststellungen nunmehr endgiiltig zu ermitteln. Das Ergebnis ist der Landeswahlbehdrde unverziiglich

und auf die schnellste Art bekanntzugeben (Sofortmeldung, § 80 Abs 1 Z 3). Das Stimmenergebnis im
Wahlbezirk ist in einem Stimmenprotokoll festzuhalten.

(2) Die im Wahlbezirk zu vergebenden Mandate sind auf Grund der Wahlzahl auf die Parteilisten zu
verteilen. Die Wahlzahl wird gefunden, indem die Gesamtsumme der im Wahlbezirk fiir die Parteilisten
abgegebenen giiltigen Stimmen durch die Anzahl der dem Wahlbezirk zugewiesenen Mandate (§ 2 Abs 3
und 4) geteilt wird. Die so gewonnene und in jedem Fall auf die néchstfolgende ganze Zahl zu erhdhende
Zahl ist die Wahlzahl.

(3) Jede Partei erhélt so viele Mandate, wie die Wahlzahl in ihrer Parteisumme enthalten ist.*
72. Im § 88 werden folgende Anderungen vorgenommen:
72.1. Im Abs 1 wird das Zitat ,.§ 87 Abs 4% durch das Zitat ,,§ 87 Abs 3 ersetzt.

72.2. Abs 2 lautet:

»(2) Zu diesem Zweck ermittelt die Bezirkswahlbehdrde auf Grund der von ihr gemél § 87 Abs 1
iiberpriiften Wahlakten die Gesamtsumme der Vorzugsstimmen, die jeder Bewerber der gewihlten Partei-
liste im Wahlbezirk erreicht hat.*

73. § 89 Abs 5 lautet:

»(5) Eine Gleichschrift der Niederschrift ist unverziiglich und auf die schnellste Art der Landeswahl-
behdrde zu iibermitteln.
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74. § 90 lautet:
w»Bericht an die Landeswahlbehorde
§ 90

Daraufhin hat die Bezirkswahlbehorde der Landeswahlbehorde das endgiiltig ermittelte Ergebnis im
Wahlbezirk in der nach § 89 Abs 2 lit d und e bezeichneten Form unverziiglich und auf die schnellste Art
bekanntzugeben (Sofortmeldung, § 80 Abs 1 Z 3).*

75. Im § 91 werden folgende Anderungen vorgenommen:

75.1. Im Abs I wird im ersten Satz das Wort ,Ersatzmitglieder* durch das Wort ,,Ersatzgewihlten® ersetzt
und entfillt der letzte Satz.

75.2. Nach Abs 1 wird eingefiigt:

,»(1a) Ab dem Schlielen des letzten Wahllokals im Land Salzburg unterliegen die endgiiltig ermittelten
Stimmenergebnisse sowie die Namen der gewahlten Bewerber und der Ersatzgewihlten keiner Verschwie-
genheitspflicht mehr.

75.3. Abs 2 lautet:
,»(2) Die Wahlakten der Bezirkswahlbehorde sind darauthin unverziiglich nach Anordnung des Lan-
deswabhlleiters entweder
1. der Landeswahlbehorde unter Verschluss zu libersenden bzw mit Boten zu {ibermitteln oder
2. fiir die Landeswahlbehorde unter Verschluss aufzubewahren.*

76. § 92 lautet:
»Yoraussetzung fiir die Zuweisung von Mandaten
§92

Wahlwerbende Parteien haben nur dann Anspruch auf Zuweisung von Mandaten im zweiten Ermitt-
lungsverfahren, wenn sie mindestens einen Bezirkswahlvorschlag und einen Landeswahlvorschlag einge-
bracht und

1. im ersten Ermittlungsverfahren mindestens ein Mandat erlangt oder

2. im gesamten Landesgebiet mindestens 5% der insgesamt abgegebenen giiltigen Stimmen erhalten
haben.*

77. § 94 Abs 4 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:

,»(4) Das Ergebnis der Ermittlung ist in der im Abs 2 bezeichneten Form unverziiglich zu verlautbaren.
Die Verlautbarung hat an der Amtstafel der Landesregierung zu erfolgen. Die Verlautbarung hat auch den
Zeitpunkt zu enthalten, an dem sie an der Amtstafel angeschlagen wurde.

(5) Nach Maligabe der technischen Moglichkeiten sind das Landesergebnis, die Bezirksergebnisse
sowie die Gemeindeergebnisse, gegliedert nach den Ergebnissen der Wahlsprengel, nach SchlieBung des
letzten Wahllokals im Land Salzburg im Internet bereitzustellen.*

78. § 95 lautet:
»Erklirungen Doppeltgewihlter
§ 95

Ist ein Bewerber auf mehreren Wahlvorschldgen (Bezirkswahlvorschlage, Landeswahlvorschlag) ge-
wihlt, hat er binnen einer Woche nach der letzten Verlautbarung des Wahlergebnisses (§§ 91 Abs 1 und 94
Abs 4), aus der sich seine Doppelwahl ergibt, bei der Landeswahlbehorde schriftlich zu erkléren, fiir wel-
chen Wahlvorschlag er sich entscheidet. Trifft innerhalb dieser Frist keine Erklarung des Doppeltgewéhlten
ein, ist ihm von der Landeswahlbehérde das Mandat des Bezirkswahlvorschlages zuzuweisen. Ist ein Be-
werber auf zwei oder mehreren Bezirkswahlvorschlagen gewéhlt und wurde innerhalb der gesetzten Frist
keine Erkldrung vom Doppeltgewéhlten abgegeben, hat der zustellungsbevollméchtigte Vertreter der Partei
des Doppeltgewihlten gegeniiber der Landeswahlbehdrde binnen drei Tagen schriftlich zu erkldren, wel-
ches Mandat der Bewerber zu erhalten hat.*
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78a. Die Abschnittsiiberschrift vor § 96 lautet:
»4. Abschnitt
Weitere Bestimmungen“

78b. Im V. Hauptstiick entfallen die Abschnittsiiberschriften ,,5. Abschnitt Ersatzgewdhlte®, ,,6. Abschnitt*
und ,,7. Abschnitt®,

79. Im § 98 werden folgende Anderungen vorgenommen:

79.1. Die Uberschrift lautet:
»Berufung, Ablehnung und Streichung von Ersatzgewéhlten

§ 98¢
79.2. Im Abs 2 werden die drei letzten Séitze durch folgende Bestimmungen ersetzt: , Trifft innerhalb dieser
Frist keine Erklarung ein, verbleibt er auf dem Mandat, dass ihm bisher zugewiesen war. Wére ein so zu
berufender Ersatzgewdhlter in einem weiteren Wahlbezirk gewihlt, ist er von der Landeswahlbehorde auf-
zufordern, binnen acht Tagen zu erkldren, fiir welchen Bezirkswahlvorschlag er sich entscheidet. Trifft
innerhalb dieser Frist keine Erkldrung ein, verbleibt er auf dem bereits zugewiesenen Mandat. Der Name
des endgiiltig berufenen Ersatzgewdhlten ist amtsiiblich zu verlautbaren.*
80. § 101 lautet:

»Mitteilung an die Landtagsdirektion
§ 101

(1) Der Landeswahlleiter hat der Landtagsdirektion eine Liste zu libermitteln, in der, getrennt nach
Wihlergruppen, fiir das erste und fiir das zweite Ermittlungsverfahren die Namen der Wahlwerber (ge-
wihlte Bewerber) in der entsprechenden Reihenfolge angefiihrt werden.

(2) Erfolgt eine Verlautbarung nach § 98 Abs 2 letzter Satz ist die Landtagsdirektion dariiber in geeig-
neter Weise zu informieren.*

81. Die Uberschrift ,,VI. Hauptstiick Gleichzeitige Vornahme der Wahl zum Landtag mit der Wahl
zum Nationalrat“ und der § 102 entfallen.

82. Die Uberschrift des bisherigen VII. Hauptstiickes lautet:
,» VL. Hauptstiick
Wiederholung des Wahlverfahrens, Verschiebung der Wahl“
83. § 104 Abs 3 sowie die §§ 107, 108 und 109 entfallen.

84. § 106 lautet:
»verschiebung der Wahl
(Verfassungsbestimmung)
§ 106

Im Fall aulergewohnlicher Verhéltnisse (zZB Katastrophen oder sonstige vergleichbare Krisensituati-
onen), wihrend derer die Durchfiihrung einer Wahl der Mitglieder des Landtags unmoglich ist, kann die
Durchfiihrung der Wahl im unbedingt erforderlichen Ausmal} verschoben werden. Die Wabhl ist jedenfalls
so auszuschreiben, dass der neugewiéhlte Landtag spétestens sechs Monate nach Ablauf der fiinfjdhrigen
Gesetzgebungsperiode des Landtags zusammentreten kann. Ob Verhéltnisse im Sinn des ersten Satzes vor-
liegen, entscheidet der Landtag mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen.*
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84a. Die Uberschrift des bisherigen VIII. Hauptstiickes lautet:
» VIL. Hauptstiick
Verfahrens- und Schlussbestimmungen*

85. § 111a lautet:
»verweisungen auf Bundesrecht
§111a
Die in diesem Gesetz enthaltenen Verweisungen auf bundesrechtliche Vorschriften gelten, soweit
nicht ausdriicklich anderes bestimmt wird, als Verweisungen auf die letztzitierte Fassung:
1. E-Government-Gesetz (E-GovG), BGBI I Nr 10/2004; Gesetz BGBI1 I Nr 169/2020;
. Meldegesetz 1991 (MeldeG), BGBI Nr 9/1992; Gesetz BGBI1 I Nr 54/2021;
. Nationalrats-Wahlordnung 1992 (NRWO), BGBI Nr 471; Gesetz BGBI I Nr 32/2018;
. Parteiengesetz 2012 (PartG), BGBI I Nr 56/2012; Gesetz BGBI Nr 108/2021;
. Passgesetz 1992, BGBI Nr 839/1992; Gesetz BGBI I Nr 123/2021;
. Registerzdahlungsgesetz, BGBI I Nr 33/2006; Gesetz BGB1 I Nr 100/2018;
. Strafprozessordnung 1975 (StPO), BGB1 Nr 631; Gesetz BGBI I Nr 190/2021;
. Tilgungsgesetz 1972, BGBI Nr 68; Gesetz BGBI I Nr 148/2021;
. Verfassungsgerichtshofgesetz 1953 (VIGG), BGBI Nr 85; Gesetz BGBI1 I Nr 24/2020;
. Wihlerevidenzgesetz 2018 (WEviG), BGBI I Nr 106/2016; Gesetz BGB1 I Nr 32/2018;
. Zustellgesetz, BGBI Nr 20071982; Gesetz BGBI I Nr 42/2020.*

—_— O O 00 N N L W

—_

86. Im § 113 wird angefiigt:

(5)Die §§ 1 Abs 3,2 Abs 1,5 Abs 2 und 2a, 7 Abs 2, 11 Abs 3 und 5, 12 Abs 1, 13 Uberschrift, Abs
1,2,5,6und 7, 14 Uberschrift, Abs 1, 3, 4 und 7, 15 Uberschrift und Abs 2, 16, 17, 18 Abs 1, 3 und 5, 19
Abs 2,20 Abs 1,21 Abs 3, 22a, 23,24 Abs 1 und 3, 25 Abs 1 bis 3, 27, 28 Abs 1, 29, 30 Abs 3, 31 Abs 3,
32, 32a, 33 Abs 2, 34 Abs 3, 35, 36,37 Abs 1,38 Abs 1,2, 2a,3,4,5und 7, 41 Abs 2, 42, 43, 44 Abs 1,
45 Abs 1 und 2, 45a,46 Abs 2 und 4, 47 Abs 4 und 5, 48, 50, 52 Abs 4, 54, 54a, 55 Abs 1,2 und 3, 56 Abs
3,57 Abs 1, 58 Abs 1, 60 Abs 1 und Abs 4, 62 Abs 1 und Abs 2, 63, 64, 64a, 65 Abs 1, 66 Abs 2, 67, 68
Abs 1 und Abs 2, 72,73 Abs 1, 74 Abs 1,77, 78,79 Abs 2 und 3, 80, 81, 82, 82a, 84, 86 Abs 1, 87, 88 Abs
1 und 2, 89 Abs 5, 90,91 Abs 1, Abs la und Abs 2, 92, 94 Abs 4 und 5, 95, 98 Abs 2, 101, die Uberschrift
des VI. Hauptstiicks (neu), § 106 und § 11a in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr /2021 sowie der durch
dieses Gesetz bewirkte Entfall der §§ 7 Abs 4, 9 Abs 4, 26, 33 Abs 3, 57 Abs 3, 69, 75, 76, 83, 85, des VI
Hauptstiicks mit § 102, der §§ 104 Abs 3, 107, 108 und 109, der Anlage 6 sowie folgender Abschnittsiiber-
schriften treten mit dem auf die Kundmachung dieses Gesetzes folgenden Monatsersten in Kraft: ,,1. Ab-
schnitt und ,,2. Abschnitt Wahlwerbung® im III. Hauptstiick, ,,2. Abschnitt”, ,,6. Abschnitt Amtlicher
Stimmzettel des Wahlbezirks® und ,,7. Abschnitt Leerer amtlicher Stimmzettel* im I'V. Hauptstiick sowie
,»J. Abschnitt Ersatzgewéhlte®, ,,6. Abschnitt™ und ,,7. Abschnitt” im V. Hauptstiick. (Verfassungsbestim-
mung) Diese Anordnung steht im Hinblick auf § 106 im Verfassungsrang.*

87. Die Anlage 1 (Wdihlerverzeichnis) lautet:
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Anlage 1

Gemeinde: Wahlsprengel:
Bezirk: Strabe:

Land: Ortschaft:

Landtagswahl 20XX
Wihlerverzeichnis

Fortl. | Haus |Stiege/
Zahl Nr. Tur

Geb.

Familienname und Yorname
Jahr

Abgegebene
Stimme

Anmerkung

w

~

o |

~

11

12

13

14

15

16
17

18
19

20

21

22

23
24

25

Land Salzburg Form w197-04.21




88. Die Anlage 2 (Wahlkarte) lautet:

Anlage 2 - Vorderseite

vor einer Wahlbehdrde in lhrer Gemeinde.

\ und zugeklebte Wahlkarte direkt im Gemeind /Stad M

G Diese Wahlkarte dient der Stimmabgabe mittels Briefwahl oder

% Sie kdnnen unmittelbar nach Erhalt Ihrer Wahlkarte wahlen und die unterschriebene

Wahlkarte

Von der Gemeinde auszufillen:

Landtagswahl
am XX.XX.20XX

Bezitk Wahlsprengel fartlaufende Zahl im
Wahlerverzeichis

‘Wahlberechtigte (r) mit
Hauptwohnsitz im Ausland

Vor- und Familienname

Geburtsjahr

Gemeinde

Strabe, Hausnummer

Ort, Datum

Die aben genannte Person ist berechtigt, ihr Wahlrecht mittels Wahlkarte auszuiiben.

Unterschrift des (der) Birgermeistersfin}/

Raum fiir Barcode oder QR-Code

ir den (die) Blrge meister(ing

Vom Wahler/Von der Wahlerin im Fall der Briefwahl auszufiillen:

Mit meiner Unterschrift erklére ich eidesstattlich, dass ich den inliegenden amtlichen
Stimmzettel personlich, unbeobachtet und unbeeinflusst ausgefiillt habe.

Unterschreiben Sie in diesem Feld, damit die Wahlkarte in die Auswertung miteinbezogen werden kann.

Mit dieser Wahlkarte konnen Sie lhre Stimme mittels Briefwahl sofert nach Erhalt der Wahlkarte,
spdtestens jedoch am Wahltag bis zur SchlieB aller in der i i ‘Wahllokal

M Fiillen Sie den amtlichen Stimmzettel unbeobachtet aus.

B Legen Sie den amtlichen Stimmzettel in das beiliegende Wahlkuvert und verschliefen Sie es.

B Legen Sie das Wahlkuvert in die Wahlkarte und verschlieben Sie diese ebenfalls.

B Geben Sie Ihre eidesstattliche Erklarung ab, indem Sie in dem dafiir vorgesehenen Feld eigenhandig unterschreiben.

Sie haben danach folgende Mdglichkeiten die Wahlkarte an die Gemeinde zu retournieren:

Vor dem Wahltag:

m Ubermitteln Sie die Wahlkarte per Post oder geben Sie diese bei Ihrer Gemeinde ab.

Am Wahltag:

B Geben Sie die Wahlkarte bei Ihrer Gemeinde ab, spatestens jedoch bis zur Schliefung aller in der Gemeinde
eingerichteten Wahllokale.

B Geben Sie die Wahlkarte wihrend der Wahlzeit in einem Wahllokal in lhrer Gemeinde ab.

Die Abgabe der Wahlkarte durch eine andere Person ist zulassig.

Nahere Auskiinfte erhalten Sie von Ihrer Gemeinde:
[Erreichbarkeit: Telefon, Email, gaf Internetadresse]

Originalgrofe DIN E5 (200 X 280 mm)
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Anlage 2 - Rickseite
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89. Die Anlage 3 (Abstimmungsverzeichnis) lautet:

Anlage 3

Gemeinde: Wabhlsprengel:
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Bezirk: Strahe:

Landtagswahl 20XX
Abstimmungsverzeichnis

Fortl. . Fortlaufende Zahl d.
7ahl Name der wahlberechtigten Person Wihlerverzeichnisses

Anmerkung

10

"

12

13

14

15

16

17

18

19

20

Land Salzburg Form w197c-08.22
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90. Die Anlage 4 (Amtlicher Stimmzettel) lautet:

>
3 3 X3 3 ]
Amtlicher Stimmzettel fiir die Landtagswahl am 2
D
Wahlbezirk IS
Liste Nr. 1 2 3 4 usw.
Parteibezeichnung
Kurzbezeichnung
Fir die gewahlte Partei im
Kreis ein X einsetzen.
VORZUGSSTIMME -
LANDESPARTEILISTE
1 Familienname 1 1 1 1
VORZUGSSTIMME - O Vorname, Geburtsjahr @ O o ©
BEZIRKSPARTEILISTE 2 2 2 2 2
O O O O @]
Ur di i 3 3 3 3 3
Fir die Ve_\rgabe einer 3 3 3 3 3
Vorzugsstimme an einen 2 yy yy 2 2
Bewerber oder eine o o o o o
Bewerberin der 5 5 5 5 5
Bezirksparteiliste der @] @] @] @] e
gewahlten Partei im 6 6 6 6 6
Kreis links vom Namen ? ? ? ? ?
ein X einsetzen. o o o o 1)
8 8 8 8 8
O O O O @]
9 9 9 9 9
O O O O (@]
10 10 10 10 10
O O O O o]
11 1 1 1 11
O O O O @]
12 12 12 12 12
O O O O o
13 13 13 13 13
O O O O o]
14 14 14 14 14
O O O O @]
15 15 15 15 15
O O O O o]
16 16 16 16 16
O O O O @]
17 17 17 17 17
O O O O o]
18 18 18 18 18
O O O O o]
19 19 19 19 19
O O O O @]
20 20 20 20 20
O O O O o]




91. Die Anlage 5 (Unterstiitzungserkldrung) lautet:

Anlage 5

Bezirk

Fortlaufende Nr.
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Unterstiitzungserklarung
flr die Salzburger Landtagswahl am XX, XX.20XX

Der/Die Wahlberechtigte unterstiitzt hiermit den Bezirkswahlvorschlag lautend auf:

Bezeichnung der wahlwerbenden Partei, Kurzbezeichnung

Familien- und Vorname

Geburtsdatum

Wohnort (Ort, StraBe, Hausnummer)

=
2
g
o
=l
L

§
oh
S5
c £
g
2

£
SE
ES

Eigenhadndige Unterschrift

Raum fiir allfallige gerichtliche oder notarielle Beglaubigung der Unterschrift

Bestatigung der Gemeinde

Die nachstehende Gemeinde bestatigt, dass

wahlberechtigt ist und

[ vor der Gemeindebehérde
geleistet wurde.

2. die eigenhidndige Unterschrift auf der Unterstiitzungserklarung
[ gerichtlich beglaubigt war.

1. der/die Unterstiitzungswillige am Stichtag (XX.XX.20XX} in der Wahlerevidenz eingetragen und

[ notariell beglaubigt war.

Gemeinde

Datum (Tag, Monat, Jahr)

Gemeinde-

siegel

Unterschrift

Land Salzburg Form w198a-08.21
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92. Die Anlage 6 entfdllt.
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Erlduterungen

1. Allgemeines:

Das vorliegende Novellierungsprojekt der Salzburger Landtagswahlordnung soll in erster Linie folgende
Vorgaben der Landesregierung und des Landtages umsetzen:

Der Koalitionsvertrag 2018 - 2023 der Landesregierung (Koalitionsvertrag2018.pdf (salzburg.gv.at)
enthilt zum Punkt ,,Wahlrecht und direkte Demokratie* folgende Zielvorstellungen, die unmittelbar
mit den Bestimmungen tiber die Landtagswahl zusammenhéngen:
,»* Wir wollen eine Starkung des Personlichkeitswahlrechtes. In einem ersten Schritt soll
das Vorzugsstimmensystem vereinfacht werden. Dabei soll es den Wéhlerinnen und
Wihlern ermdglicht werden, Vorzugsstimmen auch auf dem Landeswahlvorschlag
zu vergeben. Wir loten im Rahmen der bundesgesetzlichen Vorgaben realistischere
Moglichkeiten der Umreihung von Kandidatinnen und Kandidaten auf Basis von
Vorzugsstimmen aus.
*» Die Beantragung und Abgabe der Wahlkarten soll sicherer gestaltet werden. In erster
Linie soll eine zum Bundesrecht einheitliche Regelung getroffen werden. Wir behal-
ten uns jedoch vor — je nach Ausgestaltung des Bundesgesetzes — dariiber hinausge-
hende MaBlnahmen zu treffen. Wir setzen uns fiir eine einfachere und landesweit ein-
heitliche Ausgestaltung der Briefwahl hinsichtlich der direkten Abgabe der Wahl-
karte bei der Gemeinde ein.

» Wir priifen eine Neuregelung der Bestimmungen betreffend die Wahlbeisitzerinnen
und Wahlbeisitzer sowie den Zugang zum Wihlerinnen- und Wéhlerverzeichnis und
eine Neugewichtung der Zulassungsvoraussetzungen fiir Landtagskandidaturen.

* Wir wollen den ,,Auslands-Salzburgern“ (im Ausland lebende sterreichische Staats-
biirger mit letztem Osterreichischen Hauptwohnsitz in Salzburg) ermdglichen, bei
Landtagswahlen ein aktives Wahlrecht auszuiiben, vorausgesetzt der Hauptwohnsitz
dieser Personen wurde vor weniger als zehn Jahren vor der Landtagswahl in das Aus-
land verlegt. Niederosterreich, Tirol und Vorarlberg haben bereits von dieser Mog-
lichkeit Gebrauch gemacht.*

Der Salzburger Landtag hat sich in der aktuellen Legislaturperiode in zwei EntschlieBungen ebenfalls
mit den rechtlichen Rahmenbedingungen der Landtagswahlen beschiftigt:

* In der EntschlieBung BIgLT Nr 74 2. Sess 16 GP vom 7. November 2018 (LPI -
Landespolitisches Informationssystem - Meldung anzeigen (salzburg.gv.at) wurde
die Landesregierung aufgefordert, einen Gesetzesvorschlag fiir eine Regelung des ak-
tiven Wahlrechtes von im Ausland lebenden Gsterreichischen Staatsbiirgerinnen und
Staatsbiirgern mit dem letzten Hauptwohnsitz im Land Salzburg vorzulegen.

* In der EntschlieBung BIgLT Nr 8 4. Sess 16 GP vom 7. Oktober 2020 (LPI - Landes-
politisches Informationssystem - Meldung anzeigen (salzburg.gv.at) forderte der
Landtag Regelungen ein, die in Krisensituationen das Verschieben von bereits anbe-
raumten Wahlen ermoglichen.

Diese Reformauftrige wurden von der fiir Wahlrecht zustindigen Fachgruppe des Amtes der Landesregie-
rung zum Anlass genommen, unter Einbeziehung der praktischen Erfahrungen bei der Anwendung der
geltenden Rechtslage und unter Beriicksichtigung der Rechtsentwicklung auf Bundesebene oder in an-
deren Bundeslindern ein umfangreiches Novellierungspaket zu erarbeiten, das mit dem vorliegenden
Entwurf zur Diskussion gestellt wird.

Auf folgende Regelungsschwerpunkte wird besonders hingewiesen:

Einfiihrung eines aktiven Wahlrechts fiir Osterreicherinnen und Osterreicher mit Hauptwohnsitz im
Ausland, Einfiihrung einer besonderen Wihlervidenz fiir Wahlberechtigte im Ausland;

Schaffung einer Mdoglichkeit, anberaumte Wahlen im Fall auBergewdhnlicher Verhiltnisse (zB lan-
desweite Katastrophen, Epidemien) zu verschieben,;

Reduktion der Zahl der Beisitzerinnen bzw Beisitzer in Gemeindewahlbehdrden von neun auf sieben;

Erleichterungen bei der Vergabe von Vorzugsstimmen (zusétzliche Mdéglichkeit auch auf Landes-
ebene, Vorzugsstimmen vergeben zu kdnnen, namentliche Anfithrung der Bewerberinnen und Bewer-
ber auf Bezirksebene);


https://www.salzburg.gv.at/politik_/Documents/Koalitionsvertrag2018.pdf
https://service.salzburg.gv.at/lpi/viewExtern?id=32462
https://service.salzburg.gv.at/lpi/viewExtern?id=32462
https://service.salzburg.gv.at/lpi/viewExtern?id=34511
https://service.salzburg.gv.at/lpi/viewExtern?id=34511
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- Praxisndhere Bestimmungen iiber Wahlvorschldge (Zahl der notwendigen Unterstiitzungserklarungen
bei Bezirkswahlvorschldgen wird nach Bezirksgrofle gestaffelt; deutliche und leicht versténdliche
Bestimmungen tiber zulédssige Parteienbezeichnungen);

- Detaillierte Vorgaben iiber die Versendung von Wahlkarten; Ubernahme der Kosten durch das Land;

- Auszdhlung der Briefwahlkarten und der Wahlkartenstimmen bereits am Wahlsonntag, daher Vorlie-
gen eines aussagekriftigen Endergebnisses der Landtagswahl bereits am Wahlabend;

—  Fortentwicklung der Wahlkartenbestimmungen; die Stimmabgabe mittels Wahlkarte im Wahllokal ist
nur mehr innerhalb der eigenen Gemeinde moglich; der Ablauf im Wahllokal und die Stimmenaus-
zdhlung werden dadurch deutlich vereinfacht (es ist kein Austausch des Wahlkuverts mehr notwen-
dig);

- Bettldgerige Personen, die auf Grund einer Korper- oder Sinnesbehinderung die Wahlkarte nicht ohne
Unterstiitzung handhaben konnen, erhalten die Moglichkeit, auch auBerhalb ihrer Wohnsitzgemeinde
den Besuch einer besonderen Wahlbehdrde gemél § 67 LTWO zu beantragen;

—  Verbesserung der Briefwahladministration: in Gemeinden mit iiber 3.000 Wahlberechtigten kann ein
eigener Sprengel fiir die Briefwahlauswertung festgelegt werden; in Gemeinden mit iiber 10.000
Wahlberechtigten kann bereits am Vormittag des Wahltages mit der Auswertung der Briefwahlstim-
men begonnen werden;

- grafische Neugestaltung der Briefwahlkarte, dadurch leichtere Verstindlichkeit und bessere Uber-
sichtlichkeit;

- Einfithrung der Mdglichkeit der Fiihrung eines Elektronischen Abstimmungsverzeichnisses im Wahl-
lokal;

- begriffliche Klarstellungen und Vereinfachungen in den Formulierungen sowie notwendige bzw sinn-
volle Anpassungen an bundesgesetzliche Anderungen (zB Einfithrung des Zentralen Wéhlerregisters
— ZeWaeR).

2. Verfassungsrechtliche Grundlage:
Art 15 Abs 1 iVm Art 95 Abs 2 B-VG.

Die Zustimmung der Bundesregierung (Art 97 Abs 2 B-VG) ist nicht erforderlich, obwohl zur Fithrung der
Waihlerevidenz fiir Wahlberechtigte im Ausland (§ 22a des Entwurfs) und fiir die Erstellung der Wihler-
verzeichnisse (§ 23 des Entwurfs) auf Daten des Zentralen Wihlerregisters gemif § 4 des Wéhlerevidenz-
gesetzes 2018 zugegriffen werden soll. Diese Datenverwendung wird durch Art 26a Abs 2 B-VG ausdriick-
lich fiir zulassig erkldrt und ist an kein Zustimmungserfordernis gebunden.

In der Z 84 (§ 106 LTWO) ist eine Verfassungsbestimmung vorgesehen.
3. EU-Konformitit:

Unionsrecht wird nicht bertihrt.

4. Kosten:

Die vorgeschlagenen Anderungen werden Mehrausgaben fiir das Land und die Gemeinden zur Folge haben.
Mehrkosten fiir den Bund sind nicht zu erwarten.

4.1. Kostenfolgen fiir das Land:

Die Ubernahme der Kosten fiir die Ubermittlung der Wahlkarten an die Antragsteller (§ 35 Abs 9) wird
Mehrausgaben in der Hohe von derzeit 5,05 € je Wahlkarte verursachen. Bei geschitzten 40.000 Wahlkar-
ten wiren dies Mehrausgaben von ca. 202.000 € fiir jede Landtagswahl.

Durch die Festlegung im § 54a Abs 2, dass die Kosten der Riicksendung der Briewahlkahlkarten an die
Gemeinden vom Land zu tragen sind, entstehen dem Land zusétzliche Kosten. Ausgehend von dem Post-
entgelt fiir die Riicksendung der Briefwahlkarten, das bereits bei der LTW 2018 freiwillig vom Land iiber-
nommen worden ist (gesamt: 48.000 €), wird davon ausgegangen, dass aufgrund des schwereren Inhaltes
der Briefwahlkarten (durch den groBeren Stimmzettel) und infolge des zu erwartenden Anstiegs der Inan-
spruchnahme der Briefwahl die Kosten fiir das Land deutlich ansteigen werden.

Durch die Anderung des Aussehens der Stimmzettel (durch Anfiihrung der Namen der Kandidaten auf
Bezirksebene) ist zwingend eine VergroBerung des Formates der Stimmzettel notwendig. Die Kosten fiir
die Herstellung der Stimmzettel und der Stimmzettelschablonen werden dadurch entsprechend steigen.

Auch die notwendige Anbindung der Wahlanwendung des Landes an das Zentrale Wahlerregister im Bun-
desministerium fiir Inneres wird Kosten verursachen, die vom Bund weiterverrechnet werden.

4.2. Kostenfolgen fiir die Gemeinden:
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Durch die Ubernahme der Versandkosten fiir Wahlkarten werden Einsparungen fiir die Gemeinden erwar-
tet. Mehrkosten sind durch die vorgeschlagenen Anderungen nicht zu erwarten.

5. Ergebnis des Begutachtungsverfahrens:

Zum Entwurf sind Stellungnahmen des Bundesministeriums fur Inneres, der Kammer fiir Arbeiter und An-
gestellte fiir Salzburg, der Wirtschaftskammer Salzburg, der Landesgruppe Salzburg des Osterreichischen
Stadtebundes und des Referates Wahlen und Staatsbiirgerschaft des Amtes der Landesregierung eingelangt.

Das Bundesministerium fiir Inneres hat vor allem darauf hingewiesen, dass der vorgesehene Entfall der
Maglichkeit, mit einer Wahlkarte in jedem Wahllokal des Landes zu wihlen, jene Personen mit Behinde-
rung benachteiligen kann, die auf Grund einer Korper- oder Sinnesbeeintrachtigung die Wahlkarte nicht
selbst ausfiillen oder handhaben (zB verschlieBen) kdnnen. Eine Unterstiitzung durch Hilfspersonen ist aber
nur vor einer Wahlbehorde méglich und zuldssig. Um diesen Bedenken Rechnung zu tragen, sieht die Vor-
lage die Moglichkeit vor, dass Personen mit solchen Beeintrachtigungen den Besuch einer besonderen
Wahlbehdrde gemdBl § 67 LTWO auch in einer anderen Gemeinde als jener beantragen konnen, in deren
Waihlerverzeichnis sie eingetragen sind. Auch weitere Verbesserungsvorschldge des Bundesministeriums
fiir Inneres (zB hinsichtlich verbesserter Formulierungen) wurden aufgegriffen.

Die Kammer fiir Arbeiter und Angestellte fiir Salzburg hat darauf hingewiesen, dass mit der Novelle zwar
im Ausland wohnhaften Salzburgern das Wahlrecht eingerdumt wird, gleichzeitig aber viele Personen mit
Wohnsitz in Salzburg auf Grund einer fehlenden Staatsbiirgerschaft nach wie vor nicht wahlberechtigt sind.
Diese Rechtslage beruht jedoch auf Vorgaben der Bundesverfassung und kann daher vom Landesgesetzge-
ber nicht gedndert werden.

Die Wirtschaftskammer Salzburg und die Landesgruppe Salzburg des Osterreichischen Stiidtebundes haben
keine Bedenken geduflert. Die Vorschlidge des Referates Wahlen und Staatsbiirgerschaft sind bei der Uber-
arbeitung des Entwurfes beriicksichtigt worden.

6. Zu den einzelnen Bestimmungen:

ZuZ1:

Verschiedene Textdnderungen machen auch Anpassungen im Inhaltsverzeichnis erforderlich.
ZuZ2:

Die bisher im § 33 geregelte Zuordnung von Wahlbezirksnummern wird aus systematischen Griinden in
den § 1 vorgezogen.

Die Wahlbezirksnummern werden derzeit nach einer alphabetischen Reihung der Bezirksbezeichnungen
vergeben, so dass die Stadt Salzburg die Nummer 2 aufweist. Da in Veréffentlichungen der Bundesanstalt
»Statistik Austria® die Statutarstddte den {ibrigen Bezirken voranstellt werden, besteht bei der im Gesetz
bislang angefiihrten Reihenfolge eine potentielle Fehlerquelle, die durch die Voranstellung der Stadt Salz-
burg beseitigt wird.

Zu 7 3:

Die Formulierung wird ohne inhaltliche Anderung lediglich sprachlich aktualisiert (,,Vergabe* statt ,,Ver-
gebung®).

Zu den Z4.1,4.2,9,10.1.,10.2, 11, 13 und 14.1:

Der Begriff ,,Ersatzmitglied* fiir die Vertreterinnen und Vertreter der Beisitzerinnen und Beisitzer hat sich
als missverstindlich erwiesen und soll — dem Vorbild der Nationalrats-Wahlordnung 1992 folgend — durch
den Begriff ,,Ersatzbeisitzer ersetzt werden.

ZuZ7Z4.2:

Da bislang unklar war, ob die nicht den Vorsitz filhrenden Stellvertreterinnen und Stellvertreter sowie die
Ersatzbeisitzerinnen und -beisitzer zu Sitzungen der Wahlbehdrden einzuladen sind und ein Recht auf An-
wesenheit bei den Sitzungen haben, werden im neuen Abs 2a ihre Rechte und Pflichten klargestellt. Stell-
vertreterinnen und Stellvertreter und Ersatzbeisitzerinnen bzw -beisitzer sind zu Sitzungen der Wahlbe-
hérde einzuladen und diirfen bei Sitzungen anwesend sein. Auch die Ubernahme von Aufgaben, die Mit-
gliedern der Wahlbehorde vorbehalten sind, ist zuldssig (zB Fiihren des Abstimmungsverzeichnisses im
Wahllokal).

Der Gebiihrenanspruch der Mitglieder der Wahlbehorden ist in § 19 gesondert geregelt und bleibt von der
Gleichstellung unberiihrt.
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ZuZ5.1:

Die Zahl der Beisitzerinnen und Beisitzer in Gemeindewahlbehorden wird von neun auf sieben reduziert,
um die Vollziehung zu erleichtern.

Zu den Z 5.2 und 6:

Die §§ 7 Abs 4 und 9 Abs 4 LTWO 1998 enthalten jeweils eine demonstrative Aufzédhlung der Aufgaben
der Gemeinde- bzw der Sprengelwahlbehorden. Diese Bestimmungen tragen nicht zur leichteren Verstind-
lichkeit des Gesetzes bei, bieten keinen zusitzlichen Informationsvorteil fiir den Rechtsanwender und sol-
len daher als iiberfliissig entfallen.

ZuZT7:

Im Abs 3 wird in Angleichung an § 11 Abs 3 NRWO vorgesehen, dass der Landeshauptmann fiir den Fall
der Verhinderung seines stindigen Vertreters bzw seiner standigen Vertreterin mehrere Personen zur Stell-
vertretung zu bestellen hat. Damit wird einem Bediirfnis der Praxis Rechnung getragen.

Abs 5 wird sprachlich an die mit dem Landesverwaltungsgerichts-Begleitgesetz, LGBl Nr 106/2013, vor-
genommenen Anderungen angeglichen (,,Berichtigungs- und Beschwerdeverfahren®).

Zu den Z 8 und 9.2:

Die Frist zur Bestellung der stindigen Vertretung der Wahlleiterin oder des Wabhlleiters bzw von deren
Stellvertretung sowie die Frist zur Erstattung von Vorschldgen fiir die Bestellung von Beisitzerinnen bzw
Beisitzern oder Ersatzbeisitzerinnen oder Ersatzbeisitzern von Sprengelwahlbehdrden bleiben insgesamt
gleich lang, sollen aber nicht mehr vom Tag der Festsetzung der Wahlsprengel (§ 46) ab berechnet werden,
sondern ab dem Stichtag bemessen werden. Damit wird ein Gleichklang mit den anderen in den §§ 12 Abs
1 und 13 Abs 1 LTWO 1998 geregelten Fristen hergestellt.

Zu793:

Der Begriff ,,Vertrauenspersonen* wird durch den Begriff ,,Vertreter ersetzt, um eine Verwechslung mit
dem in § 14 verwendeten Begriff der Vertrauenspersonen zu vermeiden.

ZuZ794:

Wenn wahlwerbende Parteien pflichtwidrig die Nominierung von Beisitzerinnen bzw Beisitzern oder Er-
satzbeisitzerinnen bzw —beisitzern fiir die Gemeindewahlbehdrden nicht oder nicht rechtzeitig wahrneh-
men, entstehen den Gemeinden durch das Erfordernis der Heranziehung von Hilfskrdften Mehrausgaben
(Personalaufwand). Diese Mehrkosten sollen von der betreffenden wahlwerbenden Partei getragen werden,
das Verwaltungsverfahren dazu ist von der Gemeinde zu fithren. Wenn Gemeindebedienstete als Hilfskréfte
verwendet werden, sind als Personalausgaben im Sinn dieser Bestimmung nur die Abgeltung fiir die ange-
fallenen Uberstunden, nicht jedoch die anteiligen Personalkosten insgesamt anzusehen.

Zu 7.10.3:

Da Vertrauenspersonen den Mitgliedern von Wahlbehorden in sehr vielen Punkten rechtlich gleichgestellt
sind, sollen auch sie vom Wahlleiter angelobt werden. Im § 14 Abs 4 wird daher ein Verweis auf § 15 Abs
2 LTWO 1998 erginzt.

ZuZ12:

Um die Beschlussfassung im Kollegialorgan Wahlbehdrde zu erleichtern und zu beschleunigen, wird die
gesetzliche Moglichkeit geschaffen, dass Wahlbehorden unter bestimmten Voraussetzungen Beschliisse
ausnahmsweise im Umlaufweg fassen konnen (zB Mandatsnachbesetzungen, Feststellung der Zahl der zu
vernichtenden verspétet eingelangten Briefwahlkarten). Fiir Wahlen auf Gemeindeebene ist diese Mdglich-
keit bereits jetzt im § 15 GWO 1998 vorgesehen.

Zu 7.14.2:

Entspricht die Zusammensetzung einer Wahlbehdrde nach der Wahl des Landtages nicht mehr den Vor-
schriften des § 14, so sind die der neuen Parteienstirke entsprechenden Anderungen durchzufiihren. Bisher
waren spitestens am 10. Tag bzw 14. Tag nach dem Tag der Kundmachung des endgiiltigen Wahlergeb-
nisses die Vorschldge fiir Beisitzerinnen und Beisitzer bzw Ersatzbeisitzer(innen) der Wahlbehorden ein-
zubringen. Nunmehr beginnt die Frist fiir die Einbringung der Vorschldge am 30. Tag nach dem Wahltag
und wird damit der Frist in § 19 NRWO angepasst.

Zu 7 15:

Die Gemeinden erhalten die Moglichkeit, den Mitgliedern von Wahlbehorden iiber die gesetzlich vorgege-
bene Entschidigung (nach dem Kollegialorgane-Sitzungsentschiadigungsgesetz) hinaus eine hohere Vergii-
tung zu bezahlen, wie dies bereits im § 18 GWO 1998 vorgesehen ist.
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Zu 7 16:

Im Hinblick auf die Anerkennung verschiedener Arten der Geschlechtsentwicklung durch den Verfassungs-
gerichtshof (V{Slg 20.258/2018) entfallt im § 20 Abs 1 LTWO 1998 die Beschriankung auf ,,Manner und
Frauen®.

Die Gewidhrung des aktiven Wahlrechts an ,,Auslandssalzburger beruht auf entsprechenden Willensbil-
dungen sowohl des Salzburger Landtags als auch der Landesregierung (vgl dazu Pkt 1 der Erlduterungen).

Entsprechend Art 96 Abs 1 B-VG kann die Landesverfassung vorsehen, dass auch Staatsbiirger, die vor
Verlegung ihres Hauptwohnsitzes in das Ausland einen Wohnsitz im Land hatten, fiir die Dauer ihres Aus-
landsaufenthalts, ldngstens jedoch fiir einen Zeitraum von zehn Jahren, zum Landtag wahlberechtigt sind.
In Art 6 Abs 2 L-VG wurde eine entsprechende Bestimmung auf Landesebene vorgesehen.

Zu717:

Das Zentrale Wahlerregister (ZeWaeR) ist eine gemall § 4 des Wihlerevidenzgesetzes 2018 (WEviG) zu
filhrende Datenanwendung, bei der das Bundesministerium fiir Inneres als Dienstleister fiir die Gemeinden
tatig wird. Jede im ZeWaeR erfolgende und jede auf das ZeWaeR aufbauende Datenanwendung bedarf
einer ausdriicklichen bundesgesetzlichen oder entsprechend Art 26a Abs 2 B-VG erlassenen landesgesetz-
lichen Grundlage.

Wihlerevidenzen sind von den Gemeinden als gemeinsame Verantwortliche in der Datenverarbeitung Ze-
WaeR zu fiihren, wobei jeder Verantwortliche auch auf jene Daten in der Datenverarbeitung Zugriff hat,
die diesem von den anderen Verantwortlichen zur Verfiigung gestellt wurden. Die Daten aus diesen Wéh-
lerevidenzen werden im Zusammenhang mit Landtagswahlen sowohl fiir die Fiihrung der Wahlerevidenz
fiir Auslandssalzburger (Wahlberechtigte im Ausland, § 22a) als auch fiir die Erstellung der Wéahlerver-
zeichnisse (§ 23) benotigt.

Die gemiB Art 26a B-VG und gemil § 4 Abs 3 WEvIG erforderliche gesetzliche Grundlage fiir jede auf
Daten des ZeWaeR aufbauende Datenverarbeitung wird daher fiir den Bereich der Salzburger Landtags-
wahlordnung 1998 mit dieser Bestimmung geschaffen.

Zu7Z18:

Die Gewéhrung des aktiven Wahlrechts an Wahlberechtige ohne Hauptwohnsitz im Land Salzburg macht
die Fiithrung einer Wihlerevidenz fiir diesen Personenkreis erforderlich. Die Bestimmungen {iber die Anle-
gung und Fithrung dieser Wihlerevidenz folgen dem Regelungsvorbild des § 17 der Tiroler Landtagswahl-
ordnung 2017 (eingefiihrt durch Tir. LGBI Nr 8/2008), um auf die Vollziehungserfahrungen aus diesem
Bundesland zuriickgreifen zu kénnen. Ebenso wie in Tirol und in Vorarlberg (§ 4 Vbg Wihlerkarteigesetz)
soll auch in Salzburg die Aufnahme in die Evidenz von einem Antrag der Wahlerin oder des Wéhlers ab-
hingig sein.

Unter ,,Ausfolgung einer PDF-Datei* ist eine direkte Ubergabe zu verstehen und nicht etwa eine Versen-
dung per Post. Die Versendung einer solchen PDF-Datei ist aus datenschutzrechtlichen Griinden nicht vor-
gesehen.

Zu7Z19:

Zum Zentralen Wihlerregister (ZeWaeR) vgl die Erlduterungen zu Z 17. Auch fiir die Erstellung der Wah-
lerverzeichnisse werden die in dieser Datei gespeicherten Daten herangezogen.

Zu 7 20:

In der Z 20.1. erfolgt lediglich eine redaktionelle Anpassung an das neu eingefiihrte Wahlrecht fiir Personen
ohne Hauptwohnsitz in Salzburg. Die in der Z 20.2 vorgenommene Klarstellung entspricht den Vorgaben
des Art 6 Abs 4 B-VG und dem Wortlaut des § 2 Abs 2 des Wéhlerevidenzgesetzes 2018.

Zu 7Z21:

Im § 25 Abs 1 wird ein einheitlicher Zeitpunkt fiir den Beginn der Auflage des Wahlverzeichnisses festge-
legt, der bisher zeitliche Spielraum (,,bis zum 32. Tag nach dem Stichtag®) entfallt.

Derzeit ist eine Auflagedauer von fiinf Werktagen vorgesehen. Durch die Festlegung des Stichtages auf
einen Donnerstag durch die Landesregierung war bei den letzten Wahlen gewihrleistet, dass die Auflage
von Montag bis Freitag durchgefiihrt wurde. Eine Auflage am Samstag (und damit die Bezahlung von
Uberstunden durch die Gemeinden) war daher bisher jeweils nicht notwendig.

Kiinftig soll eine Auflagedauer von fiinf Kalendertagen angeordnet werden, wobei an Samstagen, Sonnta-
gen und Feiertagen das Wihlerverzeichnis nicht aufgelegt werden muss. Bleibt die Festlegung des Stichta-
ges wie bisher, dndert sich durch diese Anderung nichts an der faktischen Dauer der Einsichtnahme. Wenn
sich in dem von der Landesregierung festgelegten Zeitraum jedoch ein Samstag, Sonntag oder Feiertag
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befindet, kann die Gemeinde an diesen Tagen die Auflage unterlassen und damit die Anzahl der Tage ent-
sprechend reduzieren. Bedenken dagegen bestehen nicht, da zum einen Auskiinfte iiber die Aufnahme in
das Wihlerverzeichnis auch telefonisch eingeholt werden kénnen und zum anderen das Recht auf Einsicht-
nahme in die aufgelegten Wéhlerverzeichnisse seit vielen Jahren nur sehr vereinzelt in Anspruch genom-
men wird.

Fiir die ordnungsgeméfe Durchfiihrung der Wahl ist demgegeniiber ein ehestmdglicher Abschluss der
Waihlerverzeichnisse (§ 32 LTWO) von grofler Bedeutung, da nur so verhindert werden kann, dass nicht
wahlberechtigte Personen als Kandidatinnen oder Kandidaten auf einem Stimmzettel aufscheinen. Ein der-
artiger Fehler im Wahlverfahren wiirde ein sehr hohes Risiko fiir eine Wahlwiederholung darstellen.

Als weitere Angleichung an die NRWO ist nicht mehr vorgesehen, dass jede Person Abschriften oder Ver-
vielfaltigungen des Wahlerverzeichnisses herstellen kann.

ZuZ22:

§ 26 LTWO 1998 sieht derzeit die Vornahme von Kundmachungen der Namen der Wahlberechtigten in
den Héusern in der Stadt Salzburg vor. Diese Bestimmung soll aus datenschutzrechtlichen Bedenken er-
satzlos entfallen. Hauskundmachungen sind iiberdies nicht mehr notwendig, weil auch telefonische Aus-
kiinfte tiber die Aufnahme in das Wahlerverzeichnis weiterhin moglich sind.

Zu 7.23:

Die Beschriankung der Verpflichtung, Abschriften (bzw in der Praxis Ausdrucke) der Wiahlerverzeichnisse
an Parteien auszufolgen, auf Gemeinden mit mehr als 1.000 Einwohnerinnen oder Einwohnern entfillt.
Kiinftig ist die Ausfolgung einer elektronischen Datei mittels Datentrdger vorgesehen, die elektronische
Versendung mittels E-Mail bleibt unzuldssig. Die postalische Versendung des Datentrigers oder dessen
Uberbringung durch Dritte ist zulissig.

Im Abs 4 wird eine Offnungsklausel der DSGVO in Anspruch genommen. Gemif Art 14 DSGVO besteht
grundsétzlich eine Informationspflicht der Parteien als Verantwortliche hinsichtlich ,,personenbezogener
Daten, die nicht bei der betroffenen Person erhoben wurden®. Die Bestimmungen der Abs 1 bis 4 sind
gemdlB Abs 5 lit ¢ jedoch nicht anzuwenden, wenn die Erlangung oder Offenlegung durch Rechtsvorschrif-
ten der Union oder der Mitgliedstaaten, denen der Verantwortliche unterliegt und die geeignete Mafinah-
men zum Schutz der berechtigten Interessen der betroffenen Person vorsehen, ausdriicklich geregelt ist.
Mit der in § 27 Abs 1 nunmehr vorgesehenen expliziten Zweckbindung, konkretisiert aufin § 1 Abs 2 des
Parteiengesetzes 2012 vorgesehene Zwecke (insbesondere Wahlwerbung und umfassende Beeinflussung
der staatlichen Willensbildung) sowie Zwecke der Statistik, und der zusétzlichen grundrecht-schiitzenden
MaBnahme, dass Betroffene in geeigneter Weise zu informieren sind, wird dem in Art 14 Abs 5 lit ¢
DSGVO geforderten ,,Schutz der berechtigten Interessen der betroffenen Person® entsprechend Rechnung
getragen. Der Verantwortliche muss die Information hierbei nicht individuell an jede einzelne betroffene
Person, deren personenbezogene Daten tangiert sind, richten, sondern an ,,die Betroffenen in deren Ge-
samtheit. Die Information kann daher auch in allgemeiner Weise erteilt werden (zum Beispiel auf der
Homepage eines Verantwortlichen).

Zu 7 24:
Die zustindige Behorde soll konkret angefiihrt werden (Biirgermeister).
Zu Z.25:

Gemal § 28 LTWO 1998 kann jede Staatsbiirgerin bzw jeder Staatsbiirger fiir sich oder andere den Antrag
auf Entfernung aus dem Wahlerverzeichnis stellen. § 29 Abs 2 LTWO sieht dazu derzeit vor, dass die
Namen der Antragstellerinnen oder Antragsteller eines Berichtigungsantrages der Amtsverschwiegenheit
unterliegen; den Strafgerichten sind sie auf Verlangen bekannt zu geben. Diese Bestimmung, die gleich-
lautend auch im § 29 Abs 2 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 vorgesehen ist, wirft in der praktischen
Handhabung Probleme auf und ist auch verfassungsrechtlich nicht unbedenklich, da sie im Sinn einer (ver-
fassungswidrigen) Ausweitung der gemdBl Art 20 Abs 3 B-VG ohnehin bestehenden Pflicht zur Wahrung
der Amtsverschwiegenheit interpretiert werden konnte. Eine iiber Art 20 Abs 3 B-VG hinausgehende Ver-
schwiegenheitspflicht erscheint rechtsstaatlich bedenklich und ist auch datenschutzrechtlich nicht gefor-
dert. § 29 Abs 2 soll daher entfallen und damit der Gleichklang zu § 28 der Salzburger Gemeindewahlord-
nung 1998 hergestellt werden.

Zu 7.26:

Der Wortlaut der Bestimmung wird an § 31 NRWO und damit auch an die Moglichkeit der Erstellung der
Waihlerverzeichnisse durch Datenimport aus dem ZeWaeR Rechnung getragen.
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ZuZ27:

Die Verweisung auf die im Beschwerdeverfahren anzuwendenden Bestimmungen wird entsprechend dem
Regelungsvorbild des § 32 Abs 3 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 ergénzt.

Zu Z.28:
Zu § 32:

Im § 32 Abs 1 wird lediglich die Behordenbezeichnung (,,Biirgermeister) prazisiert. § 32 Abs 2 enthilt
eine dem § 34 Abs 2 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 entsprechende Ergdnzung iiber Anmerkungen bei
Wahlkartenwéhlerinnen und —wéhlern.

Zu § 32a:

Die Anzahl der Wahlberechtigten soll kiinftig von der Landeswahlleiterin oder dem Landeswahlleiter direkt
aus dem ZeWaeR abgerufen und nicht mehr von den Gemeinden im Weg der Bezirke gemeldet werden.
Da dieser Ablauf technisch jedoch noch nicht endgiiltig abgekléart werden konnte, werden beide Varianten
gesetzlich vorgesehen.

Zn729:

Die bisher im § 33 Abs 3 LTWO 1998 vorgesehene Zuordnung von Wahlbezirksnummern ist aus systema-
tischen Griinden in den § 1 Abs 3 vorgezogen worden, § 33 Abs 3 kann daher entfallen.

Zu 7 29a:

Das Bundesministerium fiir Inneres hat im Begutachtungsverfahren darauf hingewiesen, dass Personen mit
Beeintrichtigungen durch den Entfall der Moglichkeit, mit einer Wahlkarte in jedem Wahllokal des Landes
wihlen zu konnen, benachteiligt werden kdnnen. Im Unterschied zur Wahl vor einer Wahlbehorde ist es
nicht zuldssig, bei einer Briefwahl Assistenzleistungen in Anspruch zu nehmen oder sich von einer Ver-
trauensperson helfen zu lassen. Um diesen Bedenken Rechnung zu tragen wird vorgeschlagen, dass ent-
sprechend beeintrachtigte Personen das Recht erhalten, den Besuch einer besonderen Wahlbehorde gemal3
§ 67 LTWO auch in einer anderen Gemeinde als ihrer Wohnortgemeinde zu beantragen.

Zu 7 30:
Zu § 35:

Die Bestimmungen iiber die Ausstellung der Wahlkarten werden an § 39 der Nationalrats-Wahlordnung
1992 angepasst. Dadurch wird ua klargestellt, dass eine Antragstellung vor Wahlausschreibung sowie eine
telefonische Antragstellung nicht zuléssig sind. Die Gemeinden werden erméchtigt, die Identititsnachweise
im Weg einer Passbehdrde bzw anderer Behdrden zu iiberpriifen. Die Uberpriifung dieser Urkunden erfolgt
im Weg der Amtshilfe.

Im Abs 3 wird das Anbringen eines Barcodes oder QR-Codes auf der Wahlkarte ermoglicht.

Abs 5 iibernimmt die detaillierten Vorgaben der Nationalrats-Wahlordnung fiir die Ubermittlung der Wahl-
karte an die Antragsteller. Beim hiufigsten Fall, nimlich der Ubersendung im Postweg, wird damit die
Versendung als Einschreiben normiert. Duplikate fiir unbrauchbar gewordene Wahlkarten sollen — entspre-
chend der Regelung in der Nationalrats-Wahlordnung 1992 — kiinftig ausgefolgt werden kdnnen (Abs 6).

Abs 8 regelt die Vorgangsweise bei den neu vorgesehenen Wahlberechtigten im Ausland. Abs 9 sieht er-
génzend zu den aus § 39 NRWO ibernommenen Bestimmungen vor, dass die gesamten Kosten fiir die
Ubersendung der Wahlkarten im Postweg vom Land zu tragen sind.

Zu § 36:

Nach dem Vorbild von § 40 Abs 1 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 wird eine Auskunftsmoglichkeit
fiir Biirgerinnen und Biirger iiber fiir sie ausgestellte Wahlkarten geschaffen.

Zu den Z 30a, 44a, 45a, 52a, 54a, 56a, 78a und 78b:

Die bisher iiberschiefende Untergliederung des Gesetzes in Abschnitte soll reduziert werden, um sinnvolle
Regelungskomplexe zu schaffen.

Zu Z 30b:
Die Bestimmung wird lediglich sprachlich verbessert.
Zu 7.31.1:

Nach derzeitiger Rechtslage sind die eingebrachten Wahlvorschldge spétestens am 27. Tag vor dem Wahl-
tag von der Landeswahlbehorde zu genehmigen. Das bedeutet, dass bis zum Wabhltag ein Zeitraum von 26
Tagen zur Verfiigung steht, in dem die Stimmzettel herzustellen, diese mit den Briefwahlkarten und den
Wahlkuverts den Wahlberechtigten zu tibermitteln und von diesen wieder an die Behdrde zu retournieren



40 von 47

sind. Die Landeswahlbehdrde benétigt fiir die Herstellung, Falzung und Verteilung der Stimmzettel an die
Gemeinden ca 1 bis 2 Wochen. Die Gemeinde benétigt fiir die Ausstellung und Versendung der Wahlkarte
nur wenige Tage, jedoch sind durchaus mehrere Tage fiir den Postweg der Wahlkarten einzuplanen. Bei
Wihlerinnen oder Wéhlern, die sich im Ausland aufhalten, kann der Postweg auch deutlich ldngere Zeit in
Anspruch nehmen. Durch die Einfiihrung des Wahlrechts fiir Auslandssalzburger besteht daher die Not-
wendigkeit, diese Frist zu verlédngern, da das Wahlrecht fiir diese neue Personengruppe nicht durch den
bestehenden sehr straffen Fristenlauf erschwert oder gar verunmoglicht werden darf. Es wird daher ein
zusétzlicher Zeitraum von 14 Tagen vorgeschlagen, damit eine Versendung einer Wahlkarte in das Ausland
und auch ein Einlangen einer Wahlkarte aus dem Ausland bei der Behorde spitestens am Wahltag im Re-
gelfall gesichert ist.

Zu 7 31.2:

Da die Anzahl der Wahlberechtigten in den einzelnen Wahlbezirken sehr unterschiedlich ist, wird eine
Differenzierung der erforderlichen Unterstiitzungserklarungen (Abs 2 Z 2) je nach Grofe des Wahlbezirkes
vorgenommen. Insgesamt sind fiir ein landesweites Antreten weiterhin 600 Unterstiitzungserklarungen er-
forderlich.

Zu 7 31.3:

Um iiberlange Parteibezeichnungen zu verhindern, soll die Lange der Parteibezeichnung auf 70 Buchstaben
beschrinkt werden, damit auf dem Stimmzettel jedenfalls die gesamte Parteibezeichnung in lesbarer Form
abgebildet werden kann. Insbesondere sollen mehr als dreizeilige Parteibezeichnungen dadurch mdglichst
verhindert werden. Weiters wird klargestellt, dass fiir die Kurzbezeichnungen ausschlieBlich Grobuchsta-
ben verwendet werden diirfen; in Anpassung an die praktische Handhabung wird die Anfiihrung der Kurz-
bezeichnung als Teil der Parteibezeichnung ausdriicklich fiir zulédssig erklart.

Ziel von § 38 Abs 4 Z 2 ist ein iibersichtlicher, leicht lesbarer Stimmzettel. Bislang iibliche Satzzeichen
wie Bindestrich, Gedankenstrich, Schragstrich, Beistrich und Punkt sollen weiterhin zuldssig sein, andere
Satzzeichen und Sonderzeichen sind kiinftig ausdriicklich unzuldssig. So soll es beispielsweise nicht zulés-
sig sein, bestimmte Worte zu unterstreichen oder nach der Partei- oder Kurzbezeichnung ein Rufzeichen
oder ein Fragezeichen anzufiihren.

Im Abs 4 Z 4 wird erginzt, dass ein zustellungsbevollméchtigter Vertreter mit Ausnahme des Wohnsitzer-
fordernisses die Voraussetzungen fiir die passive Wahlberechtigung erfiillen, dh ein Lebensalter von min-
destens 18 Jahren aufweisen muss. Um die Voraussetzung iiberpriifen zu konnen, ist die Angabe des Ge-
burtsdatums notwendig. Diese Neuregelung entspricht § 43 Abs 1 Z 3 der Nationalrats-Wahlordnung 1992.

Zu 7 31.4:

In dieser Bestimmung wird nur klargestellt, dass die Zustimmungserkldrung im Original vorzulegen ist.
Dies entsprach auch bisher schon der Rechtslage, fiihrte in der Vollziehung aber zu Unklarheiten.

Zu 7.31.5:

Da die Hohe des Druckkostenbeitrages seit 1978 nicht mehr geéndert worden ist, erscheint eine Erhdhung
von 72 Euro auf 100 Euro angemessen.

Zu den Z 32 bis 36:

Diese Neuregelungen im Zusammenhang mit Fristsetzungen héngen ausnahmslos mit der Einfithrung des
aktiven Wahlrechts fiir Personen ohne Hauptwohnsitz in Salzburg zusammen.

ZuZ37:

Aus systematischen Griinden werden einige Bestimmungen iiber den Landeswahlvorschlag aus dem § 92
LTWO 1998 zu den sonstigen Bestimmungen iiber die Wahlwerbung vorgezogen.

Zu 7 38.1:
Die im § 46 Abs 2 vorgesehenen Festlegungen sollen alle bis zum gleichen Endtermin erfolgen.
Zu den Z 38.2 und 39:

Fiir die Auszdhlung von Briefwahlstimmen werden verschiedene organisatorische Vereinfachungen bzw
Verbesserungen vorgeschlagen. So soll in Gemeinden mit mehr als 3.000 Wahlberechtigten ein eigener
Wahlsprengel fiir die Auswertung von Briefwahlstimmen festgelegt werden konnen (bisher war dies nur in
der Landeshauptstadt Salzburg vorgesehen) und die fiir Landtagswahlen geltende Rechtslage damit an § 45
Abs 4 der Salzburger Gemeindewahlordnung 1998 angeglichen werden.

Es wird davon ausgegangen, dass die Anzahl der Briefwihler weiter steigt, weshalb eine Moglichkeit ge-
schaffen werden muss, auch eine grofle Anzahl an Briefwahlkarten noch am Wahltag auszidhlen zu koénnen.
Die fiir diese Mdglichkeit vorgesehene Grenze von 3.000 Wahlberechtigten erscheint geboten, um auch im
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derzeit unwahrscheinlichen Fall einer geringen Anzahl von Briefwdhlern bei der Auszdhlung das Wahlge-
heimnis jedenfalls wahren zu kdnnen. Die Beurteilung einer allfélligen Nichtigkeit der Briefwahlkarten und
deren Offnung kann bereits vor Wahlschluss in der Gemeinde vorgenommen werden (§ 82a Abs 3). Die
Auszidhlung der Briefwahlstimmen selbst kann wie bisher erst nach dem Einlangen aller Briefwahlstimmen
nach Wahlschluss beginnen.

In Gemeinden mit mehr als 10.000 Wahlberechtigten kann iiberdies festgelegt werden, dass ein Teil der
Briefwahlkarten (jene, die bis zum Wahltag, 9:00 Uhr, eingelangt sind) noch vor dem Wahlschluss in der
Gemeinde ausgezihlt werden. Wahlkarten, die nach 9:00 Uhr bis Wahlschluss in der Gemeinde einlangen,
sind sodann in einem weiteren Arbeitsgang auszuwerten. Um die Auszdhlung der Briefwahlkarten und
somit ein Ergebnis am Wahltag auch bei einer steigenden Anzahl von Briefwahlern sicher stellen zu kon-
nen, erscheint es notwendig, dass in Gemeinden mit {iber 10.000 Wahlberechtigten bereits am Vormittag
des Wahltages mit der Auswertung der Briefwahlstimmen begonnen werden kann. Durch die Neuregelung
wird eine rechtliche Grundlage dafiir geschaffen, dass in Gemeinden mit iiber 10.000 Wahlberechtigten die
Mehrzahl der eingelangten Wahlkarten bereits ab 9:00 Uhr gedffnet werden diirfen. Bei einigen tausend
Briefwahlkarten kann dieser erste Schritt mehrere Stunden in Anspruch nehmen, sodass mit dem Offnen
der Wahlkuverts in aller Regel frithestens am spiaten Vormittag begonnen werden kann. Somit zu einem
Zeitpunkt, wo in manchen Kleinstgemeinden das Wahllokal bereits geschlossen ist und ebenfalls bereits
mit der Auszéhlung begonnen wird.

Zu 7 40:

Die hier vorgesehene Anpassung an § 52 Abs 5 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 ordnet an, dass Wahl-
lokale nach Méglichkeit barrierefrei sein sollen. Zumindest ein Wahllokal je Gemeinde sollte auch fiir
Waihlerinnen und Wéhler mit Korperbehinderungen zugénglich sein, fiir Personen mit Sehbehinderungen
sind Leitsysteme und auch die im § 60 Abs 1 angesprochenen Stimmzettel-Schablonen vorzusehen.

ZuZ41:

Der Anteil der ,.klassischen® Wahlkartenwihlerinnen und —wéhler, die nicht von der Briefwahlmdglichkeit
Gebrauch machen, sondern ein beliebiges Wahllokal im Bundesland aufsuchen, ist seit vielen Jahren stark
riickldufig. Eine Trendumkehr ist nicht zu erwarten, so dass von Wahl zu Wahl weniger Wahlkuverts aus-
zuwerten sein werden. Die Bezirkswahlbehorde Tamsweg hatte bei der Landtagswahl 2013 insgesamt 21
Wahlkuverts, bei der Landtagswahl 2018 nur mehr 12. Diese Entwicklung macht es absehbar, dass die
Wahrung des Wahlgeheimnisses gegeniiber den Wahlkartenwihlerinnen und —wéhlern nicht mehr garan-
tiert werden kann, zB wenn alle Wahlkartenstimmen auf dieselbe Partei entfallen. Nach der geltenden
Rechtslage hitte die Bezirkswahlbehorde bei einer extrem geringen Zahl an Wahlkartenstimmen nur die
Moglichkeit, zur Wahrung des Wahlgeheimnisses die Wahlkuverts nicht zu 6ffnen. Eine solche Vorgangs-
weise konnte bei einem knappen Wahlausgang einen Grund fiir eine Wahlanfechtung bieten und im Nach-
hinein vom Verfassungsgerichtshof kritisch gesehen werden.

Verhindern lésst sich das Entstehen solcher problematischen Situationen am einfachsten durch den Entfall
der Moglichkeit, mit einer Wahlkarte in einer anderen als der Heimatgemeinde zu wéhlen. Diese Losung
wird hier vorgeschlagen, wobei § 34 Abs 3 flir Personen mit Beeintrachtigungen erginzend die Mdglichkeit
vorsieht, den Besuch durch eine besondere Wahlbehorde auch auBerhalb der Heimatgemeinde zu beantra-
gen.

Da die Moglichkeit der Stimmabgabe mit Wahlkarte vor einer Wahlbehorde grundsitzlich auf das Gebiet
der Gemeinde eingeschrinkt wurde, die die Wahlkarte ausgestellt hat, soll nunmehr — aufgrund der einfa-
cheren Vorgangsweise — jedes Wahllokal in einer Gemeinde Wahllokal fiir Wahlkartenwéahler sein. Sollte
ein Wahllokal nicht barrierefrei sein, wird damit gewahrleistet, dass Personen mit Behinderungen in einem
anderen Wahllokal in der Gemeinde ihre Stimme barrierefrei abgeben kdnnen.

ZuZ42:

Der Anschlag der Bezirksparteilisten in der Wahlzelle kann entfallen, da die Bewerberinnen und Bewerber
der Bezirke auf dem Stimmzettel namentlich angefiihrt werden (vgl Anlage 4).

Zu 7 43:

In der Nationalrats-Wahlordnung 1992 und in der Salzburger Gemeindewahlordnung 1998 ist bereits ein
Ende der Wahlzeit um 17:00 Uhr vorgesehen (§ 52 Abs 2 NRWO, § 51 GWO), dies wird auch fiir Land-
tagswahlen nachvollzogen. Damit wird auch einem praktischen Bediirfnis Rechnung getragen, da auch bei
der Landtagswahl 2018 keine langere Wahlzeit mehr festgelegt wurde.

Zu 7 44:

Mit den fiir die Briefwahl vorgesehenen Anderungen werden vor allem Anpassungen an § 60 der National-
rats-Wahlordnung 1992 bewirkt.
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Im Abs 1 wird durch den Ersatz des Wortes ,,Ubersendung® durch ,,Ubermittlung® klargestellt, dass jede
Form der Ubermittlung zuléssig ist. Ausdriicklich wird auch festgehalten, dass die Stimmabgabe mittels
Briefwahl unmittelbar nach Erhalt der Wahlkarte erfolgen kann.

Im Abs 2 wird — ebenfalls entsprechend den Bestimmungen fiir die Nationalratswahl — die Moglichkeit der
Abgabe durch einen Uberbringer ergéinzt. Gesonderte Fristen fiir die Stimmabgabe im Weg einer dsterrei-
chischen Vertretungsbehdrde oder einer Osterreichischen Einheit im Ausland sollen fiir die Landtagswahl
im Unterschied zu § 60 Abs 2 NRWO auch in Zukunft nicht vorgesehen werden, so dass auch der Hinweis
auf die Ubermittlung durch diese Einrichtungen entfallen kann. Die Kosten fiir die Ubersendung der Wahl-
karte an die Gemeinde im Postweg trigt das Land.

Im neuen Abs 3 wird eine Regelungsliicke zur Frage geschlossen, wie mit Briefwahlkarten umzugehen ist,
die bei einer Sprengelwahlbehdrde abgegeben werden. Die Abs 4 und 5 entsprechen § 60 Abs 3 und 4
NRWO.

Zu Z.45:

Im Abs 1 wird die Frist fiir die Namhaftmachung der Wahlzeugen bei Sprengelwahlbehérden mit dem 42.
Tag nach dem Stichtag festgelegt und endet somit in allen Gemeinden gleichzeitig (Z 45.1).

In der Z 45.2 werden lediglich Begriffe angepasst.

Wie Mitgliedern der Wahlbehorde soll es auch Wahlzeugen untersagt sein, Wahlergebnisse vor Wahl-
schluss weiterzugeben. Zu diesem Zweck wird in der Z 45.3 auch ein eigener Verwaltungsstraftatbestand
vorgeschlagen.

Zu Z 46:
Die Bestimmung wird lediglich sprachlich iiberarbeitet.
Zu Z.47:

Abs 1 nimmt auch auf die Mdglichkeit eines elektronischen Abstimmungsverzeichnisses Bedacht und ent-
halt sprachlich eine Anpassung an § 63 Abs 1 der Nationalrats-Wahlordnung 1992. Die bisher im § 57 Abs
3 vorgesehene zeitliche Vorgabe, wann Mitglieder der Wahlbehorde, Vertrauenspersonen und Hilfskréfte
abzustimmen haben, soll ersatzlos entfallen, da kein Regelungsbedarf mehr gesehen wird.

Zu 7. 48:

Da durch die Anderung der Bestimmungen beim Wihlen mit der Wahlkarte vor Wahlbehdrden kein Aus-
tausch von Wahlkuverts mehr erfolgen wird, ist eine Beschriftung der Kuverts nicht mehr notwendig.

Zu 7. 49:

Stimmzettel-Schablonen sollen allen Wéhlerinnen und Wéhlern zur Verfiigung gestellt werden, die danach
verlangen. Eine Uberpriifung der Art und/oder Schwere der tatséchlich vorliegenden Behinderung ist Wahl-
behorden weder moglich noch zumutbar und soll daher entfallen.

Zu 7.50:

Der Wahlvorgang soll den Bediirfnissen der Praxis entsprechend von unndtigen Formalvorgaben befreit
werden. Entsprechend § 68 Abs 1 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 kénnen Wéhlerinnen und Wahler
entscheiden, ob sie das Wahlkuvert selbst in die Wahlurne einwerfen oder es zu diesem Zweck einem Mit-
glied der Wahlbehorde iibergeben. Die personliche Aufgabenzuordnung zur Wahlleiterin oder dem Wahl-
leiter entfallt sowohl fiir Aufgaben nach § 62 Abs 1 als auch Abs 2, so dass die Handlungen von jedem
Mitglied der Wahlbehoérde vorgenommen werden kénnen.

Zu Z.51:
Zu § 63:

Es wird keine Notwendigkeit gesehen, im Wihlerverzeichnis festzuhalten, ob eine Stimme von einer médnn-
lichen, weiblichen oder andersgeschlechtlichen Person abgegeben wurde, weshalb die Abkiirzung ,,mannl*
,,weibl® im Wihlerverzeichnis ersatzlos entfallen kann.

Durch die im Abs 3 vorgesehenen Anderungen wird das elektronische Abstimmungsverzeichnis erméglicht
(vgl auch § 68 Abs 5 der Nationalrats-Wahlordnung 1992).

Zu § 64:

Wihlen mit Wahlkarte soll kiinftig mit Ausnahme von Wahlkarten geméf § 34 Abs 3 LTWO nur noch in
der eigenen Gemeinde mdglich sein. Aufgrund der stetig zuriickgehenden Anzahl von Wéhlerinnen und
Wihlern, die mit Wahlkarte vor einer Wahlbehorde wahlen, besteht die Gefahr, dass in den Bezirken kiinf-

tig zu wenige Wahlkuverts fiir eine Auszédhlung der Wahlkartenstimmen vorhanden sein werden (vgl auch
die Erlauterungen zu Z 41).
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Ein Austausch von Wahlkuverts und die allfillige Ausgabe eines leeren amtlichen Stimmzettels im Wahl-
lokal sind auf Grund dieser Vereinfachung nicht mehr notwendig.

Zu § 64a:

Die vor besonderen Wahlbehdrden auB3erhalb des Heimatortes abgegebenen Stimmen sollen noch am Wahl-
tag durch Boten zur zustdndigen Gemeinde transportiert werden. Bereits am Donnerstag vor der Wahl steht
nach den Amtsstunden fest, wie viele dieser Fille gegeben sind. Die Ubermittlung der Wahlkuverts am
Wabhlsonntag kann daher vorab organisiert werden und sollte kein Problem darstellen.

Zu 7.52:
In dieser Bestimmung wird lediglich ein veralteter Begriff ersetzt.
Zu 7. 53:

Da die Wahl mit Wahlkarten nur mehr vor einer Wahlbehdrde der Heimatgemeinde mdglich sein soll,
entfillt auch die bisher vorgesehene Stimmabgabe durch andere Personen als Patientinnen und Patienten
von Krankenanstalten oder dhnlichen Einrichtungen, fiir die besondere Wahlsprengel gemif3 § 66 einge-
richtet wurden.

Zn 7 54:

Um jenen Personen, die aufgrund eines Antrages geméf § 34 Abs 2 eine Wahlkarte besitzen, die Ausiibung
des Wahlrechts zu erleichtern, haben die Gemeindewahlbehorden nach Bedarf besondere Wahlbehorden
einzurichten, die diese Personen wihrend der festgesetzten Wahlzeit aufsuchen. Eine generelle Verpflich-
tung, besondere Wahlbehorden einzurichten, ist nicht mehr vorgesehen, da in vielen Gemeinden kein Be-
darf gegeben ist.

Ob besondere Wahlbehorden eingerichtet werden, soll kiinftig spétestens am 3. Tag vor der Wahl festgelegt
werden. Erst zu diesem Zeitpunkt ist klar, ob der Besuch einer besonderen Wahlbehérde in einer Gemeinde
beantragt wurde.

Zu Z.55:

Der Stimmzettel wird in Zukunft so gestaltet, dass fiir jede Partei eine Spalte statt einer Zeile vorgesehen
ist. Eine Zeile ist dafiir vorgesehen, den Namen einer Kandidatin oder eines Kandidaten des Landeswahl-
vorschlages einzutragen. Die Bewerberinnen und Bewerber auf der jeweiligen Bezirksliste werden nament-
lich auf dem Stimmzettel angefiihrt und kdnnen von der Wahlerin oder dem Wiéhler direkt angekreuzt bzw
bezeichnet werden.

Die Mindestgrofie des Stimmzettels entsprach bisher ca DIN AS und entspricht in Zukunft mindestens DIN
A3, wenn erforderlich groBer.

Zu 7.56:

Ein leerer amtlicher Stimmzettel ist aufgrund der Anderungen beim Wihlen mit Wahlkarte (siehe Erl zu
§ 64) nicht mehr erforderlich.

Zu 7.57:

Die gednderte Gestaltung des Stimmzettels, vor allem die Anordnung der Parteien in Spalten an Stelle der
bisher vorgesehenen Zeilen, erfordert auch Anpassungen bei den Bestimmungen iiber die giiltige Ausfiil-
lung des Stimmzettels.

Zu 7. 58:

Die Bestimmungen iiber die Abgabe von Vorzugsstimmen werden an jene des § 79 der Nationalrats-Wahl-
ordnung 1992 angeglichen, die ebenfalls von der namentlichen Anfithrung der Bewerberinnen und Bewer-
ber der Bezirksparteilisten auf dem Stimmzettel ausgehen.

Zu Z.59:
Hier wird lediglich eine sprachliche Anpassung an § 80 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 vorgenommen.
Zu Z 60:

Bei der Beurteilung der Giiltigkeit eines Stimmzettels werden nach dem Vorbild von § 81 Abs 1 der Nati-
onalrats-Wahlordnung 1992 auch Problemstellungen erginzt, die sich aus der Vergabe von Vorzugsstim-
men ergeben konnen.

Zu 7 61:

Da ein leerer amtlicher Stimmzettel nicht mehr erforderlich ist (vgl die Erl zu § 64) kann der 7. Abschnitt
entfallen.
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Zu den Z 62 bis 65:

In diesen Bestimmungen werden notwendige Anpassungen zu den Anderungen bei Wihlen mit Wahlkarte
und Briefwahl vorgenommen. Auch wird die Nutzung der Wahlapplikation des Landes hinsichtlich der
Weiterleitung von Wahlergebnissen gesetzlich verankert.

Zu Z 66:
Zu § 82:

Fiir krisenhafte Situationen, die entsprechende Sofortmafinahmen erfordern, wird der aus der Pandemie-
Gesetzgebung im Bereich der Justiz (§ 15 Abs 4 bis 8 VWGG in der Fassung des Gesetzes BGBI I Nr
2/2021, § 7 Abs 4 Verfassungsgerichtshofgesetz 1953, aber auch §§ 9 Abs 5 und 11a des Salzburger Lan-
desverwaltungsgerichtsgesetzes) vertraute Begriff der auBergewdhnlichen Verhiltnisse vorgeschlagen. Als
solche Krisenfille werden vom Gesetzgeber Situationen ,,etwa bei Kriegshandlungen oder schweren Epi-
demien® (vgl den Initiativantrag 397/A Blg NR XXVII. GP, Parlamentarische Materialien) angesehen. Ver-
gleichbare Hindernisse konnten sich zB auch durch Naturkatastrophen, (terroristische) Verbrechen oder
durch Nuklearunfélle im benachbarten Ausland ergeben. In solchen Féllen ist bereits jetzt die Verschiebung
von Wahlhandlungen vorgesehen, wobei lediglich eine Informationspflicht der {ibergeordneten Wahlbe-
horde erginzt wird.

Zu § 82a

Es ist zu erwarten, dass die Gemeinden kiinftig wesentlich mehr Briefwahlstimmen zu bearbeiten haben
werden. Ohne Anderung der bisher vorgesehenen Vorgangsweise bei der Ermittlung der Briefwahlkarten-
stimmen wire eine Ergebnisermittlung am Wahltag - insbesondere in gro8eren Gemeinden - nur mit erheb-
lichem Mehraufwand méglich. Mit hoher Wahrscheinlichkeit wire die Ermittlung des Wahlergebnisses
erst am nachsten Tag moglich. Daher soll die Organisation der Auswertung der Briefwahlkarten teilweise
neu geregelt werden:

Jede Gemeindewahlbehdrde, ausgenommen Gemeinden ohne Sprengeleinteilung, hat im Vorhinein eine
Behorde (Gemeindewahlbehdrde, Sprengelwahlbehorde oder bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzun-
gen eine eigene "Briefwahlbehorde") zu bestimmen, die die Auszdhlung der Briefwahlkarten zu iiberneh-
men hat. Mehrere Abldufe sind dabei méglich:

1. Fall (Standardfall):

Die Gemeindewahlbehorde priift nach Wahlschluss in der Gemeinde samtliche eingelangte Briefwahlkar-
ten hinsichtlich des Vorliegens von Nichtigkeitsgriinden. Die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeinde-
wabhlleiter legt die Wahlkuverts aus den einzubeziehenden Briefwahlkarten in die Wahlurne des Wahllo-
kals, dass zuvor zur Auszidhlung der Briefwahlkarten bestimmt worden ist, diese werden von der zustindi-
gen Wahlbehdrde zusammen mit den Wahlkuverts aus dem Wahllokal ausgezahlt.

2. Fall (Gemeinden mit mehr als 3.000 Wahlberechtigten):

In diesen Gemeinden wird — analog der Regelung in der Salzburger Gemeindewahlordnung 1998- zusitz-
lich die Moglichkeit eingerdumt, dass die Gemeindewahlbehorde fiir die Auszahlung der Briefwahlstim-
men einen eigenen Wahlsprengel einrichtet. In einem solchen Fall kann die Gemeindewahlbehérde mit dem
Offnen der Briefwahlkarten - abweichend von Fall 1 - bereits vor dem Wahlschluss in der Gemeinde be-
ginnen. Die Gemeindewahlbehdrde kann betreffend die bereits vorliegenden Briefwahlkarten feststellen,
ob diese in die Auswertung einzubeziehen sind oder nicht.

Nachdem nach Wahlschluss sdmtliche Briefwahlkarten aus allen Wahllokalen bei der Gemeindewahlbe-
horde eingelangt sind, hat diese auch hinsichtlich der zusétzlichen Briefwahlkarten zu beurteilen, ob sie in
die Auswertung einbezogen werden konnen oder nicht. Sie hat danach sdmtliche Wahlkuverts der einzube-
ziehenden Briefwahlstimmen der fiir die Auswertung der Briefwahl zustindigen Wahlbehorde zuzuleiten,
die sodann mit der Auszédhlung der Wahlkuverts der Briefwahlstimmen beginnen kann.

3. Fall (Gemeinden mit mehr als 10.000 Wahlberechtigten):

In diesen Gemeinden kann zusétzlich vorgesehen werden, dass alle einzubeziehenden Briefwahlkartenstim-
men, die bis 09:00 Uhr des Wahltages eingelangt sind, bereits vor Wahlschluss in der Gemeinde ausgezahlt
werden. Diejenigen Briefwahlkarten, die noch danach bis zum Wahlschluss in der Gemeinde einlangen,
bzw. in den offenen Wahllokalen der Gemeinde abgegeben werden, sind entweder von derselben Behdrde
oder einer anderen zuvor festgelegten Wahlbehorde nach Wahlschluss (ggf zusammen mit den Stimmen
aus einem Wahllokal) auszuzdhlen. In Gemeinden iiber 10.000 Wahlberechtigte kann somit bereits am
Vormittag des Wahltages mit der Auswertung der Briefwahlstimmen begonnen werden.
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Zu Z 67 und 69:

Die Bestimmungen {iiber die Feststellung der Zahl der von Wahlkartenwihlern abgegebenen Wahlkuverts
und deren Auszdhlung kdnnen entfallen (vgl die Erlduterungen zu Z 41).

Zu Z 68:

Im § 84 Abs 1 entfdllt die bisher vorgesehene Ausnahme fiir Wahlkartenstimmen. Im Abs 3 wird auf die
Regelung der Sofortmeldung im § 80 Abs 1 verwiesen; diese Meldung soll im Regelfall durch die Eingabe
der Daten in die Wahlapplikation des Landes erfolgen.

ZuZ70:
Die Verweisung wird an den Entfall von § 85 angepasst.
ZuZ71:

Auch bei den Bestimmungen iiber das Erste Ermittlungsverfahren ist der Entfall der Wahlkartenstimmen
aus anderen Wahlbezirken zu beriicksichtigen. Im Abs 1 wird wieder auf die Moglichkeit der Sofortmel-
dung durch die Eingabe der Daten in der Wahlapplikation des Landes verwiesen.

ZuZ72:

In dieser Bestimmung wird lediglich sprachlich der Entfall von § 85 beriicksichtigt.
ZuZ73:

Fiir die Ubermittlung der Niederschrift wird die schnellstmdgliche Methode vorgeschrieben.
ZuZ74:

Fiir den Bericht an die Landeswahlbehdrde ist die Sofortmeldung in Form einer Nutzung der Wahlapplika-
tion des Landes die beste Moglichkeit.

Zu Z75:
Im Abs 1 wird eine redaktionelle Berichtigung vorgenommen.

Abs la enthilt eine Klarstellung, ab welchem Zeitpunkt Wahlergebnisse keiner Verschwiegenheitspflicht
mehr unterliegen.

Im Abs 2 wird ergénzt, dass nach Anordnung der Landeswahlleiterin oder des Landeswahlleiters die Wahl-
akten der Gemeinde- und Bezirkswahlbehorden nicht sofort der Landeswahlbehérde vorgelegt werden
miissen, sondern innerhalb der Bezirksbehdrden verwahrt bleiben, bis eine Vernichtung rechtlich zuléssig
ist.

Zu7Z76:

Bestimmungen iiber die inhaltliche Gestaltung der Landeswahlvorschlédge sind aus systematischen Griinden
in den § 45a vorgezogen worden, vgl die Erléduterungen zu Z 35. Hier wird daher nur mehr der bisherige
Inhalt von § 92 Abs 1 wiedergegeben.

ZuZ77:

Die bisher vorgesehene ausdriickliche Verpflichtung fiir die Behorde, die Parteien vom Wahlergebnis zu
informieren, erscheint entbehrlich, da die Verlautbarung der Landeswahlbehérde jedenfalls unmittelbar
nach Vorliegen des endgiiltigen Ergebnisses im Rahmen des Internetauftrittes des Landes bereitzustellen
ist.

Bei der bereits bisher vorgesehenen Veroffentlichung im Internet wird prézisiert, dass auch die Sprengel-,
Gemeinde- und Bezirksergebnisse dffentlich zuginglich sein sollen.

Zu den Z 78 und 79:

Bislang war im Gesetz nur der Fall geregelt, dass einer Bewerberin oder einem Bewerber, die bzw der
sowohl im Wahlbezirk als auch landesweit ein Mandat erzielt hat, das Bezirksmandat zuzuteilen ist, sofern
sie oder er sich nicht innerhalb der vorgegebenen Frist erklart. Es gab hingegen keine Regelung, wie zu
entscheiden ist, wenn eine Bewerberin oder ein Bewerber in zwei oder mehreren Wahlbezirken ein Mandat
zugewiesen bekommen hat und sie bzw er nicht innerhalb der Frist eine Erkldrung abgibt. Eine Entschei-
dungsbefugnis der Landeswahlbehdrde in dieser Frage wird teilweise als problematisch gesehen, weshalb
fiir diesen Fall nunmehr vorgesehen wurde, dass die Partei der oder des Doppeltgewéhlten mitzuteilen hat,
welches Mandat die Bewerberin oder der Bewerber zu erhalten hat.

Zu Z 80:

Die Ausstellung von Wahlscheinen ist nicht mehr erforderlich und wird daher durch eine Information an
die Landtagsdirektion ersetzt.
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Zu 7 81:

Die Bestimmungen iiber die gleichzeitige Vornahme der Wahl zum Landtag mit der Wahl zum Nationalrat
sollen entfallen, da eine Zusammenlegung einer Landtagswahl mit der Wahl zum Nationalrat nach aktuel-
lem Recht nicht moglich ist. Im Wahlrecht des Bundes (§ 114 NRWO) ist festgelegt, dass bei einer zusam-
mengelegten Wahl nur ein (gemeinsames) Wahlkuvert verwendet werden darf. Da der Umfang der Wahl-
berechtigten bei einer Landtagswahl und einer Nationalratswahl unterschiedlich ist, konnte dadurch eine
Gefahrdung des Wahlgeheimnisses nicht ausgeschlossen werden. Weiters wire eine Abwicklung der Brief-
wahl nach der derzeit geltenden Rechtslage nicht moglich, weil die Behordenzustiandigkeit fiir die Admi-
nistration der Briefwahl hinsichtlich Nationalratswahl und Landtagswahl unterschiedlich sind.

Zu den Z 82 und 84:

Entsprechend dem vom Landtag in seinem mit EntschlieBung vom 7. Oktober 2020 (LPI - Landespoliti-
sches Informationssystem - Meldung anzeigen (salzburg.gv.at) geduBerten Wunsch wird eine Regelung
vorgeschlagen, die in auBergew6hnlichen Krisensituationen eine Verschiebung der Wahl (und nicht nur,
wie im § 82 bereits vorgesehen, eine Verschiebung einzelner Wahlhandlungen) erméglichen soll. Dabei
wird, wie in Z 66 bereits erldutert, der in der Rechtssprache bereits geldufige Begriff der ,,aulergew6hnli-
chen Verhiltnisse* verwendet, die hier so gravierend sein miissen, dass sie die Durchfithrung der Wahl
unmoglich machen. Ob eine solche Situation vorliegt, hat der Salzburger Landtag festzustellen. Es ist dabei
ein Konsensquorum von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen vorgesehen. Das Prisenzquorum richtet
sich jeweils nach den allgemeinen Regelungen.

Bei der Ausschreibung der Wahl ist zu beriicksichtigen, dass die Verschiebung nur im unbedingt erforder-
lichen Ausmal zuldssig und jedenfalls dadurch beschrénkt ist, dass ein Zusammentreten des neugewéhlten
Landtags spitestens sechs Monate nach dem Ende der fiinfjdhrigen Gesetzgebungsperiode des Landtags
ermdglicht werden muss.

Im Hinblick auf Art 19 Abs 1 L-VG, der filir Landtagsbeschliisse grundsitzlich das Erfordernis einer einfa-
chen Mehrheit vorsieht, bedarf die vorgesehene Anordnung einer Zweidrittelmehrheit einer Verfassungs-
bestimmung.

Zu 7 83:

Die Bestimmungen kénnen auf Grund der Anderungen beim Wihlen mit Wahlkarte entfallen, vgl die Er-
lauterungen zu Z 41.

Zu Z 85:

Die Liste jener Bundesgesetze, auf die der Gesetzestext verweist, wird ergénzt und aktualisiert.
Zu Z 86:

Die Anderungen sollen méglichst unverziiglich in Kraft treten.

Zu den Z 87 bis 92:

Die Vorgaben fiir die im Wahlverfahren zu verwendenden Druckunterlagen miissen durch gednderte Ge-
setzesinhalte zur Génze neu gestaltet werden. Die bisherige Anlage 5 (Leerer amtlicher Stimmzettel fiir die
Landtagswahl) entfdllt, da eine Wahlkarte in Zukunft nur mehr die Stimmabgabe in einem Wahllokal der
Heimatgemeinde erlaubt, vgl die Erlduterungen zu Z 41.

Im Wiéhlerverzeichnis (Anlage 1) entféllt die Unterscheidung in ménnliche und weibliche Wéhler, vgl die
Erlduterungen zu Z 51.

In der Anlage 2 (Wahlkarte) sollen durch grafische Anpassungen und kiirzere Erkldrungen die Stimmab-
gabe vor allem im Weg der Briefwahl weiter vereinfacht und mogliche Unklarheiten bereinigt werden. In
dem von der Gemeinde auszufiillendem Abschnitt werden zusédtzliche Felder fiir die Anfiihrung der fort-
laufenden Zahl im Wihlerverzeichnis und fiir das Ankreuzen im Fall der neu eingefithrten Wahl durch
Wabhlberechtigte mit Hauptwohnsitz im Ausland ("Auslands-Salzburger") eingefiigt. Die neu geschaffenen
Flachen wie zum Beispiel "Raum fiir Barcode oder QR-Code" und fiir die ,,Amtssignatur" dienen der si-
cheren und schnelleren Abwicklung durch die Wahlbehorden. Weitere Textanpassungen sind dem Umstand
geschuldet, dass die Wahl mittels Wahlkarte nunmehr auf das jeweilige Gemeindegebiet beschrénkt ist, in
der die Wahlberechtigten im Wahlerverzeichnis eingetragen sind.

Die Anlage 3 (Abstimmungsverzeichnis) wird grafisch neu gestaltet.

Bei den Vorgaben fiir den Amtlichen Stimmzettel (Anlage 4) sind die geinderten Vorgaben des § 68 (Spal-
ten statt Zeilen fiir jede Partei, Zeilen fiir Bewerberinnen und Bewerber der Landesparteiliste, namentliche
Anfiihrung der Bewerberinnen und Bewerber auf der Bezirksparteiliste) zu beachten.
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Die bisherige Anlage 5 (Leerer amtlicher Stimmzettel fiir die Landtagswahl) ist nicht mehr erforderlich,
die Anlagebezeichnung ,,5° erhdlt die Unterstiitzungserklarung, die in einer grafisch verbesserten Gestal-
tung vorgeschlagen wird.

Die Landesregierung stellt sohin den

Antrag,

der Salzburger Landtag wolle beschlie3en:
1. Das vorstehende Gesetz wird zum Beschluss erhoben.

2. Die Gesetzesvorlage wird dem Verfassungs- und Verwaltungsausschuss zur Beratung, Berichterstat-
tung und Antragstellung zugewiesen.
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	29.1. Abs 2 lautet:
	29.2. Abs 3 entfällt.
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	30b. Im § 37 Abs 1 wird die Wortfolge „Männer und Frauen“ durch das Wort „Personen“ ersetzt.
	31. Im § 38 werden folgende Änderungen vorgenommen:
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	44a. Vor § 55 entfällt die Überschrift „2. Abschnitt“.
	45. Im § 55 werden folgende Änderungen vorgenommen:
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	54. § 67 lautet:
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	55. Im § 68 lauten die Abs 1 und 2:
	56. § 69 entfällt.
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	58. § 72 lautet:
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	62. Die §§ 77 und 78 lauten:
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	64. § 80 lautet:
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	66. Die §§ 82 und 82a lauten:
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	68. § 84 lautet:
	69. § 85 entfällt.
	70. Im § 86 Abs 1 wird das Zitat „§§ 82a Abs 2, 84 Abs 3 und 85 Abs 2 und 4“ durch das Zitat „§§ 82a Abs 2 und 84 Abs 3“ ersetzt.
	71. § 87 lautet:
	72. Im § 88 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	72.1. Im Abs 1 wird das Zitat „§ 87 Abs 4“ durch das Zitat „§ 87 Abs 3“ ersetzt.
	72.2. Abs 2 lautet:
	73. § 89 Abs 5 lautet:
	74. § 90 lautet:
	75. Im § 91 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	75.1. Im Abs 1 wird im ersten Satz das Wort „Ersatzmitglieder“ durch das Wort „Ersatzgewählten“ ersetzt und entfällt der letzte Satz.
	75.2. Nach Abs 1 wird eingefügt:
	75.3. Abs 2 lautet:
	76. § 92 lautet:
	77. § 94 Abs 4 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:
	78. § 95 lautet:
	78a. Die Abschnittsüberschrift vor § 96 lautet:
	„4. Abschnitt
	Weitere Bestimmungen“
	78b. Im V. Hauptstück entfallen die Abschnittsüberschriften „5. Abschnitt Ersatzgewählte“, „6. Abschnitt“ und „7. Abschnitt“.
	79. Im § 98 werden folgende Änderungen vorgenommen:
	79.1. Die Überschrift lautet:
	79.2. Im Abs 2 werden die drei letzten Sätze durch folgende Bestimmungen ersetzt: „Trifft innerhalb dieser Frist keine Erklärung ein, verbleibt er auf dem Mandat, dass ihm bisher zugewiesen war. Wäre ein so zu berufender Ersatzgewählter in einem weite...
	80. § 101 lautet:
	81. Die Überschrift „VI. Hauptstück Gleichzeitige Vornahme der Wahl zum Landtag mit der Wahl zum Nationalrat“ und der § 102 entfallen.
	82. Die Überschrift des bisherigen VII. Hauptstückes lautet:
	„VI. Hauptstück
	Wiederholung des Wahlverfahrens, Verschiebung der Wahl“
	83. § 104 Abs 3 sowie die §§ 107, 108 und 109 entfallen.
	84. § 106 lautet:
	84a. Die Überschrift des bisherigen VIII. Hauptstückes lautet:
	„VII. Hauptstück
	Verfahrens- und Schlussbestimmungen“
	85. § 111a lautet:
	86. Im § 113 wird angefügt:
	87. Die Anlage 1 (Wählerverzeichnis) lautet:
	88. Die Anlage 2 (Wahlkarte) lautet:
	89. Die Anlage 3 (Abstimmungsverzeichnis) lautet:
	90. Die Anlage 4 (Amtlicher Stimmzettel) lautet:
	91. Die Anlage 5 (Unterstützungserklärung) lautet:
	92. Die Anlage 6 entfällt.
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